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Vorsitzende Silke Gebel: Wir kommen zu 

 

Punkt 3 der Tagesordnung 

 a) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Perspektiven und Probleme der zahnärztlichen 

Versorgung in Berlin 

(auf Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD) 

0273 

GesPfleg 

 b) Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Bürokratieabbau in der ärztlichen- und zahnärztlichen 

Versorgung in Berlin – Wie kann Berlin zur Entlastung 

von ambulant-ärztlichen und -zahnärztlichen Praxen 

durch Bürokratieabbau beitragen? 

(auf Antrag der AfD-Fraktion) 

0276 

GesPfleg 

 Hierzu: Anhörung  

Wie bereits eingangs vorgestellt, begrüße ich dazu jetzt noch einmal ganz herzlich Herrn 

Dr. Andreas Hessberger, Vorstandsvorsitzender der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Berlin 

– KZV Berlin –, und Herrn Dr. Karsten Heegewaldt, Präsident der Zahnärztekammer Berlin. 

Herzlich willkommen und danke, dass Sie sich heute die Zeit nehmen! Seitens des Landes-

amts für Gesundheit und Soziales – LAGeSo – begrüße ich ebenfalls noch einmal Herrn 

Dr. Matthias Merx, Leiter der Abteilung für Gesundheit und Verbraucherschutz. Schön, dass 

Sie heute auch hier sind! – Ich habe auch gesehen, es ist wieder die Zeit der Schülerpraktikan-

tinnen und Schülerpraktikanten, diese begrüße ich auch alle einmal recht herzlich und freue 

mich, dass heute so viele im Publikum sitzen und dieser spannenden Anhörung beiwohnen! – 

Ich gehe davon aus, dass die Anfertigung eines Wortprotokolls gewünscht ist. – Da nicken 

alle ganz eifrig. – Wird die Begründung des Besprechungsbedarfs zu Punkt 3 a durch die 

Fraktion der CDU und/oder die Fraktion der SPD gewünscht? – Das macht Herr Zander, dann 

haben Sie das Wort! 

 

Christian Zander (CDU): Vielen Dank! Ich kann das ganz kurz machen. – Ich freue mich 

auch, dass Sie hier sind. Sie haben ja von der Zahnärzteschaft im letzten Jahr einige Kundge-

bungen gehabt und auch Protestaktionen gestartet, um darauf hinzuweisen, dass im Bereich 

der Zahnärzteschaft nicht alles eitel Sonnenschein ist und nicht alles Gold ist, was glänzt im 

Zahn. Daher wollten wir das Thema auch auf die Tagesordnung nehmen, damit Sie darstellen 

können, in welche Richtung das Ganze aktuell läuft – nicht, dass wir nachher wieder so tun, 

als wären wir überrascht, und sind in derselben Situation wie bei Versorgungsstrukturen im 

Bereich der Kinderärzte und Hausärzte. Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache, auch 

was die Demografie bei Ihnen anbelangt. Sie hatten auch in Sachen MVZs eine sehr steile 

Änderung, die Entwicklung hat sich aber langsam ein bisschen abgeflacht. Das Thema Büro-

kratie ist bei dem anderen Besprechungspunkt dabei, da ist auch sehr viel bundesgesetzlich 

verursacht, aber vielleicht können Sie darstellen, was es hier durch die Landespolitik oder 

durch die Landesverwaltung gibt, das Sie belastet. Zu den konkreteren Fragen kommen wir 

dann erst später. 

 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/GesPfleg/vorgang/gp19-0273-v.pdf
https://www.parlament-berlin.de/ados/19/GesPfleg/vorgang/gp19-0276-v.pdf
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Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Ich schaue zur AfD-Fraktion. Möchten Sie Ihren 

Besprechungspunkt auch kurz begründen? – Dann Herr Ubbelohde! 

 

Carsten Ubbelohde (AfD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Ich begrüße natürlich die bei-

den Kollegen der zahnärztlichen Körperschaften auch sehr herzlich! Sowohl die zahnärztliche 

als auch die ärztliche Versorgung genießen in Deutschland und auch international einen her-

vorragenden Ruf – noch, könnte man sagen. Sowohl die Freiberuflichkeit als auch die Selbst-

verwaltung sind Säulen dieses Erfolgs, und dieser Erfolg ist nicht selbstverständlich. Die Her-

ausforderungen, die wir alle aus unseren sonstigen Besprechungspunkten kennen – Personal-

mangel und sonstige Unwägbarkeiten, wie Preissteigerungen et cetera –, werden durch die 

Aktionen der Politik der letzten Jahrzehnte und nicht erst der letzten Jahre leider verschärft 

und gefährden die ambulante Versorgung konkret. Die Niederlassungsbereitschaft als ein In-

diz dafür, wie es der ambulanten Versorgung geht, hat deutlich nachgelassen und damit ge-

fährdet sie natürlich den Bestand dessen, was wir als selbstverständlich hinnehmen. Es gibt 

eine Schere zwischen der zunehmenden Abnahme der Ärzte – ein Indikator dafür ist auch das 

Stören der Bürokratie in der täglichen Herausforderung in den Praxen, was wir immer wieder 

erfahren, auch bei der Demonstration, an der ich im Sommer des letzten Jahres teilgenommen 

habe, um zu erfahren, wie die Dinge dort stehen – und der gleichzeitig steigenden Behand-

lungsnachfrage. Die Gebührenordnung für Zahnärzte wurde seit 1988 nicht aktualisiert, und 

die gedeckelten Honorare stehen einer Erwartungshaltung unbegrenzter Mengenausweitung 

sowohl der Politik als auch der Bevölkerung gegenüber. Wir haben es mit einer unsinnigen 

Bürokratie in weiten Teilen zu tun. Das Personal ist bei den Ärzten sechs Stunden in der Wo-

che, bei den Mitarbeitern pro Mitarbeiter zweieinhalb Stunden in der Woche nur mit Bürokra-

tie beschäftigt. Ich darf aus meiner eigenen Tätigkeit sagen, dass ich diese Zahlen für eher zu 

niedrig als zu hoch erachte. 

 

Ich möchte auch nicht verhehlen, warum ich diesen Punkt hier ansprechen möchte, denn ich 

denke, dass es in weiten Teilen der Parteien, die mir hier gegenübersitzen, ein ideologisch 

bedingtes Misstrauen gegenüber Freiberuflichkeit, Eigenverantwortung und einem von staat-

lichen Zwängen freien Arzt-Patienten-Verhältnis gibt. Das kritisiere ich, das kritisieren wir. 

Es gab in der Zeit der Merkel-Regierung eine Initiative zur Reduktion der Bürokratie. Da 

wurde das Gesundheitswesen ausdrücklich ausgenommen. Es gibt ein Bürokratieentlastungs-

gesetz der jetzigen Noch-Bundesregierung mit einem Effekt, der gegen null geht. Ich nenne 

einmal ein paar kurze Beispiele, bevor ich dann auch enden möchte: Die Telematik, also das 

Kartenlesegerät, um es vereinfacht auszudrücken, führt in den Praxen aufgrund von häufigen 

Abstürzen der Software und Fehleranfälligkeit der Konnektoren zu erheblichem Frust. Wir 

haben es mit Hygienedokumentationspflichten und einem aufgeblähten Qualitätsmanage-

mentsystem zu tun, das zum Teil doppelte Anforderungen stellt, wo eine einfache Anforde-

rung, wenn überhaupt, ausreichend wäre. Wir haben einen Datenschutz, der anders als in Dä-

nemark, das wir hier im Ausschuss letztes Jahr besucht haben, deutlich aufgebläht ist, wie ich 

finde. Wir haben einen wirklichkeitsfremden Arbeitsschutz, der beispielsweise eine Leiterbe-

auftragte in der Praxis vorsieht, die eine Schulung durchführen muss, damit sie eine Übersicht 

hat, wer in der Praxis auf die Leiter steigen darf. Leute, ich sage das mal so salopp, ihr seht es 

mir nach: Das kann es nicht sein. Insofern halten wir diesen Besprechungspunkt für sehr 

wichtig, damit es auch weiterhin eine hochwertige zahnärztliche, aber auch ärztliche Betreu-

ung in Berlin und in Deutschland geben wird. – Vielen Dank! 
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Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! Dann kommen wir jetzt zur Anhörung unserer Ex-

perten. – Wer von Ihnen fängt an? – Herr Dr. Hessberger, dann können Sie jetzt starten. Sie 

haben ja diese Uhr, das wissen Sie. Dann haben Sie so ein Gefühl, wie lange Sie sprechen. 

 

Dr. Andreas Hessberger (KZV Berlin): Einen wunderschönen guten Morgen auch von mei-

ner Seite! Als ich die Frage und die Einladung erhalten habe, habe ich das zum Anlass ge-

nommen, im Hause nachzufragen, ob Beschwerden von Patienten über nicht erfolgte Behand-

lungen und so weiter vorliegen: Nein, das kann man verneinen. Wenn man sich jetzt die Pa-

pierseite anschaut, also die objektive Seite, dann ist Berlin im Augenblick in einer sehr kom-

fortablen Lage. Wir liegen in der Versorgung im Augenblick noch quasi im Optimum. Das ist 

anders als in fast allen anderen Bundesländern. Aber hinter diesem vordergründigen positiven 

Befund liegt eine größere Bewegung, die auch politische Ursachen hat und nicht frei von 

Schwierigkeiten ist. Es ist zum Beispiel so, dass wir definitiv einen Konzentrationsprozess 

von Praxen zum Zentrum hin haben. Das ist grundsätzlich erst einmal kein Problem, denn wir 

haben ermittelt, dass die Patienten im am schlechtesten versorgten Bereich, das ist Spandau – 

der am besten versorgte Bereich ist Charlottenburg –, diesen Weg hinnehmen und dort auch 

ausreichend versorgt werden. 

 

Wir haben noch eine weitere Herausforderung: Berlin wächst, und Berlin wächst nicht wenig, 

in den letzten 10 Jahren fast 10 Prozent – allein in den letzten beiden Berichtszeiträumen, die 

schon abgeschlossen sind, von 2022 auf 2023, um etwa 44 500 weitere Einwohner. Die Zahl 

der Zahnarztäquivalente hat in der Zeit nur um 27 Personen zugenommen. Das heißt, wir sind 

in der Lage, dass wir im Grunde genommen den Versorgungsgrad damit sogar weiterhin ab-

bilden können. Ich sage deswegen 27 Versorgungsäquivalente, weil wir dort nicht nach Köp-

fen gehen, sondern auch die Arbeitszeit von Angestellten mit einfließen lassen – und das ist 

die dramatische Veränderung: Wir haben in den letzten 10 Jahren einen Rückgang der nieder-

gelassenen Vertragszahnärzte um gut 600 und eine Zunahme der Angestelltenäquivalente – 

zwei halbe sind ein ganzer – auch um 600. Das heißt im Grunde genommen: Wir haben hier 

eine Flucht, möchte ich fast sagen, aus der Niederlassung in die Anstellung, und das hat 

durchaus politische Gründe. Da ist die Finanzierung in Berlin ein Problem. Weil wir hier eine 

ausreichende Versorgung haben, führen Leistungszusagen der Politik, die nicht im Budget 

abgebildet sind, natürlich zu Finanzproblemen. Das größere Problem ist aber die Bürokratie, 

und diese Bürokratie hat, was die kassenzahnärztliche Seite angeht, vor allen Dingen den 

Bund im Blick. Da kommen, salopp gesagt, die größeren Zumutungen her. 

 

Wenn ich mir jetzt einmal zwei Punkte herausgreifen darf, die uns gerade das Leben schwer 

machen: Im Sozialgesetzbuch V, § 372 Absatz 3, steht, dass nur noch zertifizierte Systeme in 

der IT verwendet werden dürfen. Auf der anderen Seite hat die Politik dort die Zertifizie-

rungsgrenzen so hoch gezogen, dass nach Stand Dezember, also vor Weihnachten, ein Drittel 

der Praxen diese Anforderung nicht erfüllt. Das bedeutet effektiv, und das ist aktuell unsere 

größte Herausforderung, dass möglicherweise in den nächsten Monaten ein Drittel der Praxen 

nicht mehr abrechnen darf. Das wird jetzt politisch noch entschärft, die Regierung hat es auf 

den letzten Metern noch versucht, aber das Gesetz ist nicht mehr zur Abstimmung gekom-

men. Wir versuchen jetzt, durch vorläufige Zertifizierung irgendwie eine Einigung zu errei-

chen, damit wir diese Praxen nicht komplett vom Netz nehmen. Das ist für mich wieder ein 

Beweis, dass die Politik hier leider, vielleicht wohlmeinend, aber effektiv sehr schädlich 

agiert hat. 
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Ein anderer Punkt, den ich mir von der Politik wünschen würde, ist die Bagatellgrenze: Wenn 

ich herausfiltere, dass in einem Quartal von einer Krankenkasse 1 400 Berichtigungsanträge 

bei uns eingegangen sind – das ist eine Excel-Tabelle – und der Wert dieser Forderungen 

16 000 Euro sind, dann sind das im Schnitt 12 Euro pro Forderung: Wir machen daraus 

1 400 Anhörungsbogen und kriegen nur eine kleine Zahl zurück, weil der Kollege, der noch 

irgendwie mitdenkt, sich sagt, für 12 Euro mache ich da gar nichts. Dann erstellen wir dazu 

1 400 Bescheide, und wenn jemand sagt, er ist nicht einverstanden, dann müsste ich als Vor-

stand noch 1 400 Widerspruchsbescheide bearbeiten. Ich muss sagen, die Bagatellgrenze ist 

absolut nötig. Wenn es über den Bundesrat noch einmal eine Chance geben sollte, dann wür-

den wir das sehr gut heißen. Für die lokalen Probleme übergebe ich jetzt an meinen lieben 

Kollegen Karsten. – Danke! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Dann kommen wir zu Herrn Dr. Heegewaldt, und 

Sie haben das Wort! 

 

Dr. Karsten Heegewaldt (Zahnärztekammer Berlin): Frau Vorsitzende, vielen Dank für die 

Möglichkeit, mich hier heute zu einem wichtigen Thema zu äußern! Ich begrüße natürlich 

auch die Frau Senatorin und die Frau Staatssekretärin! Vielen Dank an alle Abgeordneten aus 

dem Gesundheitsausschuss, dass wir hier zu diesem Thema Stellung nehmen dürfen! Das 

Thema Bürokratie ist ein Thema, das den Praxen unter den Nägeln brennt. Ständig wachsende 

Bürokratie lähmt unsere Praxen. Die Bürokratielasten verstärken die Praxisaufgaben und ge-

fährden langfristig auch die Versorgung, auch in einer Stadt wie Berlin, die gut versorgt ist – 

zurzeit noch – oder ich sage mal, nicht mehr gut, sondern „Geht so“-versorgt ist. Bürokratie-

vorgaben sind in vielen Bereichen für ambulante Medizin überzogen und zeugen von einer 

Sicherheitskultur statt einer Vertrauenskultur. 

 

Im Einzelnen: Die Berliner Zahnärztinnen und Zahnärzte gewährleisten die zahnärztliche 

Versorgung für die Patientinnen und Patienten auf hohem Niveau – in persönlicher Verant-

wortung. Für eine verantwortungsvolle, vertrauensvolle flächendeckende und wohnortnahe 

Versorgung benötigt es freiberuflich getragene Praxen, Sie haben es vorhin erwähnt, und die 

Niederlassung von Zahnärztinnen und Zahnärzten in der eigenen Praxis. Durch die deutliche 

Zunahme regulatorischer Vorgaben in den letzten 10 bis 15 Jahren – und ich weiß, wovon ich 

rede, denn ich bin jetzt seit 26 Jahren in Neukölln-Nord niedergelassen – wird der Versor-

gungsalltag in den zahnärztlichen Praxen heute in großem Maß von Bürokratielasten und 

Verwaltungsaufgaben bestimmt und beeinträchtigt. 962 Verordnungen und Regeln erschwe-

ren inzwischen den Arbeitsalltag in Zahnarztpraxen. Mittlerweile gehen 25 Prozent der Be-

handlungszeit für Dokumentationspflichten und Verwaltungsaufgaben verloren. 96 Prozent 

der Zahnärztinnen und Zahnärzte fühlen sich durch die bürokratischen Anforderungen über-

lastet. Wertvolle Behandlungszeit, und das ist das Entscheidende, wird durch Berichtspflich-

ten und Dokumentation mit oft fraglichem Mehrwert vernichtet. Mehr als ein Tag pro Woche 

wird durch die Erfüllung der Bürokratie blockiert. Informations- und Dokumentationspflich-

ten werden jährlich sogar noch verschärft, ich komme gleich auf einen Punkt. Der Mehrwert 

ist offen, und angesichts des Fachkräftemangels auch in der öffentlichen Verwaltung ist eine 

zeitnahe und sinnvolle Verarbeitung der gesammelten Daten fraglich. 
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Mit Blick auf den demografischen Wandel und den Fachkräftemangel in den Praxen – das 

Thema hatten wir vorhin schon – ist ein Abbau von Bürokratie dringend geboten, um benötig-

te personelle Ressourcen für die Behandlung von Patientinnen und Patienten einzusetzen und 

die Attraktivität der freiberuflichen Niederlassung zu erhalten. Wir haben auch in unseren 

Daten nachgesehen: In den letzten zwölf Jahren sind über 800 Praxisstandorte in Berlin ver-

schwunden – zahnärztliche Praxisstandorte. Das kann man sich erst einmal gar nicht vorstel-

len, weil wir vor zwölf Jahren noch sehr überversorgt waren, und jetzt kommen wir in diese 

Richtung, dass es langsam knapp wird. Herr Hessberger hat gerade berichtet, dass in den Au-

ßenbezirken schon eine Unterversorgung läuft. Ich kann nur sagen, dass 33 Prozent der Kol-

leginnen und Kollegen über 60 sind und diese natürlich versuchen, in den nächsten Jahren 

ihre Praxen zu übergeben, was im Augenblick sehr schwierig ist, weil 63 Prozent aller ange-

stellten Zahnärztinnen und Zahnärzte sagen: Für mich ist die Bürokratie ein großer Hinde-

rungsgrund, eine eigene Praxis zu übernehmen. – Das heißt, die Probleme kommen in den 

nächsten Jahren dringend auf uns zu. 

 

Eine Onlinebefragung von Zahnärztinnen und Zahnärzten hat nach besonders belastenden und 

zeitintensiven Bürokratieaufwänden in der Praxis gefragt und hieraus einen Maßnahmenkata-

log erstellt – zusammen mit Kammern, KZVs, Bundeszahnärztekammer und KZBV. Vor al-

lem in den Bereichen Hygiene und Qualitätsmanagement werden übermäßige Anforderungen 

und Dokumentationspflichten beklagt. Die ambulante Medizin wird in der Gesetzgebung und 

bei den Berichts- und Dokumentationspflichten mit Krankenhäusern gleichgesetzt, und das ist 

genau unser großes Problem: Etwas funktioniert nicht in einer großen Struktur, und das wird 

dann auf die Kleinstrukturen heruntergebrochen. Ich kenne die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter in meiner Praxis, und ich weiß, was sie leisten. Wenn einmal etwas schiefgeht, wird 

dieses Problem im direkten Gespräch gelöst. Wenn in einem Krankenhaus beispielsweise eine 

Sterilisation eines bestimmten Instruments nicht funktioniert hat, dann habe ich keinen An-

sprechpartner, weil das in einer Großsterilisation durchgeführt wurde. Dort sind diese Doku-

mentationspflichten auch richtig, aber nicht in unseren kleinen Praxen. 

 

Konkret möchte ich deshalb vier Punkte exemplarisch benennen, in welchen das Land Berlin 

selbst tätig werden kann: 

 

Eins a: Desinfektion von semikritischen Medizinprodukten mittels Wischdesinfektion: Es 

wird jetzt ein bisschen theoretisch, das tut mir leid, aber das ist wirklich wichtig. Das ist näm-

lich eine Bürokratie, die zusätzlich – on top – auf die Bürokratie kommen soll, die wir schon 

haben. Die obersten Landesbehörden fordern jetzt zum Beispiel eine Validierung und Doku-

mentation von Wischdesinfektion bei semikritischen Medizinprodukten, das heißt, die Desin-

fektion von Oberflächen in der Praxis bei Röntgensensoren oder Intraoralscannern, weil seit 

2002 in der Betreiberverordnung steht, dass nach validierten Verfahren aufbereitet werden 

muss. Das hat 20 Jahre bestens über Arbeitsanweisungen in unseren Praxen und Training der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter funktioniert. Es gab null Fälle – null Fälle! – einer Infektion. 

Nun sollen aufgrund dieses Satzes Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ohnehin an der Be-

lastungsgrenze sind, von externen Validierern, die in die Praxis kommen, belehrt und kontrol-

liert werden. Sie müssen sich vorstellen: Es soll kontrolliert werden, wie der Anpressdruck 

der Flächendesinfektion funktionieren soll – bei Menschen. Das soll validiert werden. Die 

Validierung von Menschen funktioniert aber so nicht, sondern sorgt für Ablehnung und Wut 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und führt zu zusätzlichen Kosten in unseren Praxen – 

ein absoluter bürokratischer Irrsinn. Es besteht ein Misstrauen gegen die hygienisch einwand-
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freie Desinfektion durch sehr gut qualifiziertes Fachpersonal. Das sind alles ausgebildete 

Kräfte. Einer Aufbereitung durch Maschinen wird eher vertraut. 

 

Eins b: Turnusgemäße Validierung von Sterilisatoren und Autoklaven beziehungsweise 

Thermodesinfektoren: Im Gegensatz zur Erstvalidierung – also diese Geräte werden erstvali-

diert, nachdem sie in der Praxis aufgebaut sind, was eigentlich auch schon falsch ist, weil sie 

bereits in der Firma validiert werden, aber da will ich mich jetzt gar nicht auslassen, es gibt 

genug andere Punkte – dieser benannten Geräte umfasst die turnusgemäße Validierung den 

gesamten Prozess der Aufbereitung nach § 8 der Medizinprodukte-Betreiberverordnung. Die 

Instrumente oder diese Maschinen, die schon erstvalidiert worden sind, werden aber außer-

dem und zusätzlich – vergleichbar mit von Autoherstellern vorgegebenen Serviceintervallen 

beim Kfz – gemäß den Herstellerangaben regelmäßig durch externe Firmen gewartet. Durch 

diese von den Herstellern vorgegebenen Wartungsintervalle wird die Funktionsfähigkeit von 

Aufbereitungsgeräten sichergestellt. Außerdem werden sämtliche Aufbereitungsprozesse aus-

nahmslos dokumentiert. Dies bezieht sich auch auf fehlerhaft verlaufende Prozesse. Für die 

turnusgemäße Validierung dieser bereits als Medizinprodukte zugelassenen Geräte bestehen 

daher keine technischen und fachlichen Gründe. Zusätzlich zu den Wartungskosten entsteht 

dadurch ein regelmäßig wiederkehrender unnötiger Verwaltungs- und Kostenaufwand. Des-

halb sollte hier nach einer erfolgreichen einmaligen Validierung des gesamten Aufbereitungs-

prozesses ein Wechsel von einer turnusgemäßen zu einer anlassbezogenen Validierung bei 

Reparatur nach substanziellem Defekt des Geräts umgesetzt werden – weil wir die Wartung 

sowieso haben. Wenn ein Gerät übrigens nicht funktioniert – darin sind noch einmal zwei 

Messfühler –, schaltet es sich sowieso automatisch ab. Von daher ist diese turnusgemäße Va-

lidierung in meinen Augen überflüssig. 

 

Zweitens: Reduzierung des täglichen Dokumentationsaufwands im Rahmen der Aufbereitung 

von Medizinprodukten: Die Dokumentation der Teilschritte bei der Aufbereitung von Medi-

zinprodukten stellt einen zusätzlichen Mehraufwand ohne nennenswerten Nutzen und tatsäch-

lichen Nachweis dar. In Anbetracht des akuten Fachkräftemangels wird vor allem die adäqua-

te Durchführung der Aufbereitung und nicht die Dokumentation als relevant erachtet. Dies ist 

ein zeitlicher Aufwand, welcher im Zweifel zulasten der Behandlungszeit der Patientinnen 

und Patienten geht. Daher sollte sich vermehrt auf die Durchführung von Prozessen und na-

türlich die Abarbeitung von Arbeitsanweisungen und nicht auf deren Dokumentation fokus-

siert werden. Wir denken hier an eine Negativdokumentation. Wenn Sie mehrere Schritte in 

der Aufbereitung haben, müssen Sie jedes Mal einen Haken machen, jedes Mal eine Unter-

schrift dahinter setzen. In unseren Augen wäre es besser, wenn man eine Negativdokumenta-

tion durchführt, das heißt, wenn Schritte nicht funktioniert haben, werden sie dokumentiert, 

aufgearbeitet und natürlich in einer Besprechung analysiert. Das ist in einer kleinen Praxis 

einfach möglich, weil man, wie gesagt, seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kennt. 

 

Drittens: Kombination des Hygieneplans und des Reinigungs- und Desinfektionsplans: Zur 

Vermeidung einer Infektionsgefährdung sind entsprechend der Gefährdungsbeurteilung die 

Maßnahmen im Hygieneplan schriftlich festzulegen, das heißt, Desinfektion, Reinigung, Ste-

rilisation sowie Ver- und Entsorgung. Zusätzlich sind im Reinigungs- und Desinfektionsplan 

als Bestandteil des Hygieneplans ungefähr die gleichen Sachen aufzuschreiben. Das heißt, 

faktisch wird in zwei unterschiedlichen Plänen Gleiches gefordert. Wir fordern natürlich, dass 

das im Hygieneplan zusammengefasst wird. 
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Viertens: Beauftragtenwesen, wir nennen es Beauftragten-Unwesen: Ich zähle Ihnen jetzt eine 

Vielzahl von Beauftragten auf, die wir in unseren Praxen haben. Für eine Vielzahl müssen wir 

diese natürlich wegen potenzieller Gefahren bestellen. Es gibt den Abfallbeauftragten, die 

Brandschutzbeauftragte, die Datenschutzbeauftragte, die Druckbehälterbeauftragte, die 

Druckluftfachkraft, die Gefahrgutbeauftragte. Es gibt den Gefahrstoffbeauftragten, hygienisch 

fachkundige Personen, Laserschutzbeauftragte, QM-Beauftragte, Strahlenschutzbeauftragte, 

und jetzt kommt das Thema Leiterbeauftragter, das versteht kein Mitarbeiter mehr: Leiter- 

und Trittbeauftragter – und Kühlschrankbeauftragte. Ich muss sagen, dass das in den Praxen 

nicht mehr verständlich ist, um es einmal gelinde zu sagen. Diese Verpflichtungen ergeben 

sich aus unterschiedlichen Gesetzen und müssen von jedem Unternehmer wiederkehrend ge-

prüft und dokumentiert werden. Kleinstunternehmen könnten vom bürokratischen Aufwand 

natürlich sofort entlastet werden, wenn die Inhaber selbst beauftragte Person sein könnten und 

die Prüf- und Dokumentationspflicht in diesem Fall hoffentlich ersatzlos entfiele. 

 

Fazit, ich komme zum Ende: Die Coronazeit hat es unter Beweis gestellt: Von Zahnarztpra-

xen ging das geringste Übertragungsrisiko in allen ambulanten Praxen aus, und das – Sie ken-

nen das selbst von Ihrem Besuch beim Zahnarzt – bei so einem Abstand. Das war meine 

Hauptsorge, als die Coronazeit begann: Wie ist die Übertragung? – Ich habe hier eine Aufstel-

lung; ich wusste nicht, dass dieser Raum so groß ist, aber ich kann Ihnen das ja einmal zu-

sammenfassen: Das sind von der Berufsgenossenschaft erfasste Covid-19-Fälle als Berufs-

krankheit in der Zahnmedizin. Da liegt die Zahnmedizin bei 100 Mitarbeitenden bei 0,34. Die 

ambulante Medizin liegt knapp um das 5-Fache höher, und der Klinikbereich liegt um das 27-

Fache höher als die Zahnmedizin. Das heißt also, wir haben kein Hygieneproblem in unseren 

Praxen. Das Fachpersonal wird in besonderer Weise geschult und beherrscht die Hygiene-

maßnahmen und Aufbereitungswege im Schlaf. Immer neue Dokumentationen, Prozesse und 

Vorgänge lähmen die Praxis. Der Erfüllungsaufwand beträgt fast einen zweistelligen Milliar-

denbetrag. Der Bürokratieabbau ist nur durch einen grundsätzlichen Mentalitätswechsel und 

durch Vertrauen in eine herausragende Zahnmedizin – ich spreche natürlich auch für die am-

bulante Gesamtmedizin – und gut ausgebildetes Fachpersonal zu schaffen. Die Zahnärzte-

kammer Berlin hat Vorschläge erarbeitet, wie die oben skizzierten Maßnahmen ohne Gefähr-

dung der Gesundheit unserer Patientinnen und Patienten umgesetzt werden können. Hier sind 

wir im Gespräch – auch mit dem LAGeSo, dafür danken wir –, um auf der Ebene des Geset-

zesvollzugs Erleichterungen für unsere Praxen zu erreichen. Auf der Gesetzgebungsebene, 

dafür sind Sie als Abgeordnete zuständig, ist es aber Ihre Aufgabe, entsprechende Maßnah-

men voranzubringen, und zwar sowohl im Land als auch im Bundesrat, beziehungsweise – 

und das ist natürlich herausfordernd, aber da bitte ich das Land Berlin, Flagge zu zeigen – 

bestimmte Kontrollpflichten des LAGeSo auszusetzen. Das sind genau diese Dinge, die ich 

gerade erwähnt habe. Die Politik muss hier endlich handeln. Ich fasse es noch einmal kurz 

zusammen: Sie kennen alle diesen – – 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Sie sind jetzt schon bei fast 14 Minuten.  

 

Dr. Karsten Heegewaldt (Zahnärztekammer Berlin): Ich höre auf. Ich bringe nur noch ein 

Beispiel. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Ein Satz vielleicht, das wäre toll. Danke! 
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Dr. Karsten Heegewaldt (Zahnärztekammer Berlin): Sie kennen alle diesen Mundspiegel, 

und um diesen Mundspiegel zu reinigen und zu desinfizieren, müssen 7 Verordnungen, 

11 DIN-Normen, 14 Arbeitsanweisungen und 9 Dokumentationsvorgaben beachtet werden – 

nur einmal so. Das ist nur ein Instrument von vielen. Wir sind gern mit Ihnen im Gespräch, 

und wir freuen uns natürlich auch, dass wir mit dem LAGeSo im Gespräch sind, aber ich 

würde mich freuen, wenn man zwischen Senatsebene und LAGeSo und uns eine entsprechen-

de Kommunikation stattfinden lassen kann, um hier Entlastung zu erreichen. – Danke schön! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Weil ich gesehen habe, dass Fotos gemacht wurden, möchte ich 

einmal sagen: Die Fotos dürfen nur von akkreditierten Pressevertretern gemacht werden. Das 

heißt, Sie können sie sich dann gern zu Hause über den Bildschirm hängen. Das wollte ich nur 

kurz sagen, da Sie nicht im Pressebereich sitzen. Tut mir leid, dass ich heute offensichtlich 

sehr streng sein muss, aber das sind die Regeln, die wir uns als Parlament gegeben haben. – 

Dann kommen wir jetzt zur Anhörung, und ich habe schon eine Redeliste. Die gehen wir, 

würde ich sagen, jetzt einmal flott durch, und mit Blick auf die Zeit wäre es toll, wenn wir 

keine Korreferate haben. – Frau Pieroth ist die Erste. 

 

Catherina Pieroth-Manelli (GRÜNE): Herzlichen Dank für Ihren Bericht! Das Hauptthema 

war ja jetzt Bürokratie, und da werden wir sicher auch über die möglichen Maßnahmen zum 

Abbau zu diskutieren haben. Ich würde aber meine Fragen gern auch noch in ein paar andere 

Richtungen lenken. Zum einen möchte ich Sie in Richtung Prävention fragen: Welche Prä-

ventionsmaßnahmen sind für die zahnmedizinische Versorgung von besonderer Bedeutung, 

und sollte die Zahnmedizin stärker in den Prozess der Novellierung des Präventionsgesetzes, 

das wir hoffentlich sehr schnell anfassen werden, eingebunden werden? Können Sie auch 

noch einmal etwas zur Richtlinie in Bezug auf die PAR-Neubehandlung, also Parodontitis, 

sagen? Das ist ja besonders problematisch: Jeder Zweite oder jede Zweite ist betroffen. Das 

wäre ein Themenkomplex, und vielleicht auch eine Frage zu Kroko, dem sehr bewährten 

Zahnputzkrokodil: Da erfuhr ich neulich bei einer Veranstaltung, dass es zum Beispiel in Un-

terkünften – –  also wir wissen ja, dass in Tegel 10 000 Menschen leben, und da sind auch 

Kinder zugegen. Gibt es Möglichkeiten, diese Kinder präventiv zu behandeln? 

 

Ein anderes Thema ist das Thema Fachkräfte, das haben Sie auch angesprochen: Da würde 

ich gern, gerade bei den Zahnärztinnen und Zahnärzten, etwas zur Rentensituation wissen. 

Können Sie dazu etwas berichten? In Bezug auf Fachkräfte hat Herr Ubbelohde es auch ange-

sprochen: die Abnahme der Zahnärztinnen und Zahnärzte. Neben der Bürokratieentlastung ist 

dort sicher auch die Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen ein wichtiges Thema. 

Das haben wir im Petitionsausschuss und bei mehreren Besuchen im LAGeSo erfahren. Ich 

möchte Sie in Bezug auf die Anerkennung von insbesondere syrischen und ukrainischen 

Zahnärztinnen und Zahnärzten fragen, ob Sie Ideen haben, wie wir das bei der Zahnärzte-

kammer beflügeln können. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank, Frau Pieroth! – Dann hat Herr Grasse das Wort. 

 

Adrian Grasse (CDU): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Vielen Dank an die Anzuhören-

den! Meine Fragen beziehen sich mehr auf die Ausführungen, die Sie hier gemacht haben, 

und nicht zu weiterführenden Themen, die Sie gar nicht angesprochen haben. Ich möchte 

mich insofern noch einmal sehr herzlich bei Ihnen für die eindrucksvollen Beispiele bedan-

ken, die Sie in Richtung überbordender Bürokratie gebracht haben. Es war wirklich sehr le-
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bensnah, wie Sie das geschildert haben. Was das Thema Hygienepflichten angeht, würde ich 

Sie gern etwas fragen, weil Sie vorhin darüber gesprochen haben, dass Fälle auftreten und 

dass auch einmal etwas schiefgeht: Können Sie genau sagen, wie viele Fälle auftreten, bei 

denen etwas schiefgeht, bei denen am Ende auch Patienten betroffen sind? Sagen Sie doch 

einmal, entweder aus Ihrer Praxis oder für die Berliner Zahnärzte insgesamt: Wie viele Schä-

den, bei denen Patienten betroffen sind, treten pro Jahr auf, bei denen Hygienepflichten ver-

letzt werden, oder geht es nur darum, dass Hygienepflichten sozusagen im normalen Überprü-

fungsprozess verletzt werden? – An den Senat richtet sich dann die Frage: Welche Schlüsse 

ziehen Sie daraus? Wie können hier Ermessensspielräume, die offenbar seitens des LAGeSo 

bestehen, von der Verwaltung angesprochen werden, und wie können sie quasi breiter ausge-

legt werden? Mein Eindruck nach den Ausführungen in der Anhörung ist, dass sie eher enger 

ausgelegt werden. 

 

Wir sind ja gerade in Wahlkampfzeiten, wo auch fraktionsübergreifend die Meinung besteht, 

dass wir viel zu viel Bürokratie haben, und ich finde: Nun kann man es doch einmal praktisch 

und lebensnah machen. Deswegen ist der Appell von meiner Seite, aus dem, was ich hier mit-

nehme: Was können wir eigentlich dafür tun, um ganz konkret Bürokratie zu reduzieren? Sehr 

interessant war auch die Frage, was die Standorte angeht, und vielleicht dann doch noch ein-

mal anschließend an meine Vorrednerin: Ist das überhaupt so einfach, was die Anerkennung 

von Abschlüssen angeht? Sind die sprachlichen Voraussetzungen überhaupt immer erfüllt? 

Bei Leuten, die in unser Land gekommen sind und eine Ausbildung gemacht haben, gibt es 

vielleicht gar nicht die fachlichen Schwierigkeiten, sondern ganz praktisch sprachliche. Das 

mit der Anerkennung ist in politischen Diskussionen immer so schnell herbeigerufen. Viel-

leicht erklären Sie uns einmal, ob es so einfach ist, wie es die Fragestellung von Frau Pieroth 

nahelegt. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Frau Wahlen! 

 

Catrin Wahlen (GRÜNE): Vielen Dank! – Wir haben ja zwei etwas unterschiedlich gelager-

te Themen als Überschrift dieser Anhörung. Deswegen werde ich auch nicht weiter auf die 

Bürokratie eingehen, das haben wir schon sehr tiefgreifend gemacht. Meine Frage geht in 

Richtung Versorgung, und zwar ganz besonders in Richtung der zahnärztlichen Versorgung 

von Menschen mit Behinderungen. Gibt es genügend Behandlungsplätze für Menschen mit 

Behinderungen? – Sie hatten im Koalitionsvertrag festgelegt, dass Sie prüfen, ob die zahnärzt-

liche Versorgung schwerstbehinderter Menschen ausreichend gewährleistet ist. Wir hatten ja 

letztes Jahr die Situation, dass Vivantes ein Zentrum zugemacht hat und dann im Virchow-

Campus ein Versorgungszentrum für die Behandlung von Menschen mit schweren und mehr-

fachen Behinderungen unter ambulanter Narkose eröffnet hat. Die Frage ist: Hat das die Ver-

sorgungslücke geschlossen, oder haben wir noch weiterhin unversorgte Menschen mit schwe-

ren Behinderungen? 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Dann kommen wir zu Herrn Schatz. 

 

Carsten Schatz (LINKE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Vielen Dank, Herr Dr. Hess-

berger und Herr Dr. Heegewaldt für die einführenden Bemerkungen! Ich habe eine Reihe von 

Fragen nicht nur an Sie, sondern auch an den Senat. Erst einmal: Wenn man sich die Zahlen 

der zahnärztlichen Versorgung in Berlin ansieht, interessiert mich, ob sich die Berechnungs-

methode des Versorgungsgrads zwischen der Kassenzahnärztlichen Vereinigung und der Kas-
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senärztlichen Vereinigung unterscheidet und wenn ja, wie? Das interessiert mich, denn zu-

mindest bei einem Blick auf die Zahlen kann man durchaus zu dem Schluss gelangen, dass 

das so ist. Vielleicht können Sie mich darüber aufklären. Eine zweite Geschichte, die immer 

interessant ist, wenn wir über das Thema Zahnärztinnen und Zahnärzte sprechen: Wie hoch ist 

aus Ihrer Sicht der Anteil von Leistungen in der Zahnmedizin, die von der GKV nicht über-

nommen werden? Alle von uns, die zum Zahnarzt gehen, erleben ja, dass an der einen oder 

anderen Stelle eine private Zuzahlung als notwendig erachtet oder einem angetragen wird. 

Wie hoch ist denn der Anteil, auch im Vergleich zu anderen ärztlichen Fachrichtungen, und 

welche Maßnahmen wären aus Ihrer Sicht denkbar, um eine gleichwertige Behandlung von 

gesetzlichen und privatversicherten Patientinnen und Patienten hinzubekommen? Das fängt ja 

schon bei einfachen Sachen wie einer Wurzelbehandlung an. 

 

Was die Frage von Niederlassung angeht, interessiert mich, wie sich aus Ihrer Sicht die Situa-

tion von Berufseinsteigerinnen und Berufseinsteigern darstellt. Ist aus Ihrer Sicht die Anzahl 

der Absolventinnen und Absolventen ausreichend, um die Kolleginnen und Kollegen auszu-

gleichen, die den Beruf verlassen? Streben Absolventinnen und Absolventen vor allem einen 

Kassensitz an, oder wollen viele von ihnen vielleicht auch in eine abhängige Beschäftigung 

gehen, also ein Anstellungsverhältnis? Welche Problem sehen Sie bei der Übernahme von 

Praxen? Schließlich die Frage, und das wird nicht nur Zahnärztinnen und Zahnärzte betreffen, 

das wissen wir auch: Wie sieht es mit der Verfügbarkeit von Räumlichkeiten aus? Dann ha-

ben Sie die ergänzenden Versorgungsmodelle angesprochen. Sie haben sehr für die freiberuf-

lichen Zahnärztinnen und Zahnärzte plädiert – aus Ihrer Sicht, die auch verständlich ist. Auf 

der anderen Seite sehen wir in den letzten Jahren auch einen Trend zur Kommerzialisierung, 

also Konzerne kaufen Praxen auf, stellen Zahnärztinnen und Zahnärzte an. Das hat sehr stark 

zugenommen. Sehen Sie da eine Notwendigkeit, dass man dort anders hineingehen muss als, 

sage ich mal, im profitgetriebenen System, wo es am Ende um Gewinn geht und nicht um 

Versorgung? Sie haben auch etwas zum Bürokratieabbau gesagt. Ich danke Ihnen wirklich für 

diese vier konkreten Beispiele, zu denen ich in der Tat vom Senat gern eine Meinung haben 

würde: Weshalb machen diese Bestimmungen, denn sie wurden ja nicht ohne Grund einge-

führt, aus Sicht des Senats Sinn? – Ich finde, darüber muss man in der Tat reden, denn ich 

fand Ihre Argumente an dieser Stelle sehr überzeugend, was die vier Beispiele angeht. Zur 

Situation der zahnärztlichen Versorgung von Menschen mit Behinderungen hat die Kollegin 

Wahlen schon etwas gefragt. Wie gestaltet sich aus Ihrer Sicht die zahnmedizinische Versor-

gung in Pflegeeinrichtungen? Läuft es da ganz gut, oder haben wir da Versorgungslücken? 

 

Am Ende sei mir noch ein Kommentar gestattet: – Herr Dr. Hessberger, Sie haben am Anfang 

Ihrer Bemerkungen gesagt, dass Sie nicht wüssten, dass Menschen eine zahnärztliche Versor-

gung verweigert wurde. Ich will aus einer Befragung der Deutschen Aidshilfe von 2021 zitie-

ren, in der 16 Prozent der befragten HIV-positiven Menschen in Deutschland gesagt haben, 

dass ihnen in den letzten zwölf Monaten eine zahnärztliche Behandlung verweigert wurde. Ich 

kenne solche Beispiele auch aus Berlin. Insofern haben wir an dieser Stelle durchaus ein 

Problem. Da fand ich sehr spannend, was Herr Dr. Heegewaldt sagte, nämlich, dass wir von 

einer Sicherheitskultur zu einer Vertrauenskultur kommen müssen. Ich glaube, auch an dieser 

Stelle wäre das angebracht. – Vielen Dank! 

 

Stellv. Vorsitzende Dr. Claudia Wein: Frau König! 
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Bettina König (SPD): Vielen Dank! – Ich habe nur einige kurze Fragen. Erstens würde mich 

noch interessieren, ob Sie etwas zu dem Rückgang der niedergelassenen Zahnarztpraxen sa-

gen können: Inwieweit hängt das vielleicht auch damit zusammen, dass es schwieriger ge-

worden ist, medizinisch-technische Angestellte im Bereich Zahnärzte zu finden? Wie sieht da 

die Fachkräftesituation aus, denn für eine Praxis ist es natürlich auch maßgeblich, dass man 

das entsprechende Personal findet? Dann würde ich gern wissen, wie Sie die Situation der 

investorenbetriebenen MVZs hier in Berlin einschätzen, also die Anzahl, aber auch, was das 

eigentlich mit der Versorgungsqualität macht, und ob Sie die Situation in Berlin als sehr 

schwierig ansehen. Das Thema Praxisräume wurde gerade schon von meinem Kollegen ange-

sprochen: Wir kennen es von den Hausärzten, dass das ein großes Problem ist. Mich würde 

interessieren, ob es bei den Zahnärzten bei der Niederlassung ebenso schwierig ist. Die Büro-

kratie haben Sie ja sehr ausführlich dargestellt. Sie haben auf vier konkrete Punkte hingewie-

sen, die Berlin regeln könnte. Da würde mich noch interessieren, wie diese vier konkreten 

Punkte in anderen Bundesländern, vielleicht insbesondere in Brandenburg, geregelt sind – 

also ob es da einfacher gemacht wird, ob es da nicht ganz so bürokratielastig ist, oder ob es 

tatsächlich doch ein deutschlandweites Problem ist. 

 

Vom Senat hätte ich auch gern Antworten dazu, ähnlich wie Herr Schatz, was Sie zu den vier 

konkreten Punkten von Herrn Dr. Heegewaldt sagen, also ob da eine Erleichterung möglich 

ist. Zu dem Thema mit den Bagatellgrenzen, das hier am Anfang von Dr. Hessberger erläutert 

wurde – das kommt ja als Bundesregelung leider nicht mehr, weil das GVSG nicht mehr 

kommt – möchte ich wissen, ob Sie als Land Berlin vielleicht auf Bundesratsebene dieses 

Thema noch einmal voranbringen wollen und können. Mich würde auch Ihre Sicht auf die 

investorenbetriebenen MVZs und die Situation in Berlin interessieren und wie Sie das bewer-

ten. – Danke! 

 

Stellv. Vorsitzende Dr. Claudia Wein: Vielen Dank! – Dann hat sich Herr Zander gemeldet. 

 

Christian Zander (CDU): Vielen Dank! – Sie haben dargestellt, dass in den letzten 10, 

15 Jahren ein Rückgang um 800 Praxen in Berlin zu verzeichnen ist, und Sie haben auch dar-

gestellt, dass 33 Prozent der aktuell tätigen Zahnärztinnen und Zahnärzte über 60 Jahre alt 

sind. Daher interessiert mich: Wie ist es dann mit dem Nachwuchs? Wie viele Zahnärztinnen 

und Zahnärzte kommen jährlich über das Studium, über die Ausbildung in Berlin und in 

Brandenburg nach? Wie könnte man das zahlenmäßig verdeutlichen? Das heißt, wie viele 

Personen wären das, die in zehn Jahren voraussichtlich altersbedingt ausscheiden, und wie 

viele kommen neu in den Beruf, also nicht durch Umzüge, sondern einfach über die Ausbil-

dungskapazitäten, die zur Verfügung stehen? Welches Delta haben wir da zu erwarten? 

 

Das andere ist das Thema Bürokratie: Es arbeiten ja nicht nur Zahnärztinnen und Zahnärzte in 

der Praxis, sondern auch andere qualifizierte Berufe. Wie verteilt sich denn dieser Bürokratie-

aufwand auf die Berufsgruppen? Liegt der Löwenanteil bei den Ärztinnen und Ärzten selbst, 

weil sie selbstständig sind und vieles selbst machen müssen, oder auch bei den zahnmedizini-

schen Fachassistentinnen und -assistenten? Wie ist das Ganze aufgeteilt? Zum Bedarf oder 

Versorgungsgrad: Patientinnen und Patienten sind ja nicht alle gleich, sondern die einen ge-

hen ein- oder zweimal im Jahr hin, sind paar Minuten auf dem Stuhl und gehen dann wieder, 

und andere finden sich dort regelmäßig mit längerem Aufwand wieder. Wenn Sie schon ein-

mal da sind: Wie nehmen Sie allgemein, von der Tendenz her, die Zahngesundheit in der Be-

völkerung wahr? Ist das eher erfreulich oder nicht so erfreulich? Gibt es da bestimmte Ten-
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denzen, die man erkennen kann, und gibt es damit einhergehend vielleicht einen Versor-

gungsaufwandsanstieg oder eine Entlastung durch die bessere Zahngesundheit? 

 

Zum Thema Erleichterung im Gesetzesvollzug haben Sie gesagt, dass Sie im Gespräch mit 

dem LAGeSo sind. Wie fruchtbar oder zielführend sind diese Gespräche? Man hört ja immer, 

dass das LAGeSo ständig neue Aufgaben bekommt, aber nicht genug Stellen und sich dann 

überlastet fühlt. Oftmals fragt man sich aber, ob das so in dem Umfang und der Art und Wei-

se notwendig ist, sodass das LAGeSo eigentlich ein Interesse daran haben müsste, für eine 

gewisse Entlastung zu sorgen. – Deshalb würde ich gern die Perspektive des LAGeSo hören, 

wie man sich vielleicht auch selbst initiativ auf den Weg machen kann und sagt: Hier kom-

men wir zu einem anderen Verfahren, denn was soll ich mit den ganzen Daten, ich kann damit 

sowieso nichts anfangen, sie haben gar keinen Mehrwert. – Die andere Frage ist: Eine Kam-

mer hat ja immer bestimmte Aufgaben und Funktionen, die sie auch per Gesetz übernimmt. 

Gibt es hier vielleicht Überwachungs-, Aufsichtsfunktionen oder sonstige Funktionen der 

Kammer, die sich mit Tätigkeiten überschneiden, die das LAGeSo auch ausübt? Das heißt, 

dass es da bestimmte Doppelungen gibt, die man sich deshalb vielleicht beim LAGeSo oder 

welcher staatlichen Stelle auch immer sparen könnte, also dass man sagt: Das machen wir 

schon als Kammer, das ist unsere gesetzliche Aufgabe, und man versteht nicht, weshalb man 

das noch einmal durch eine andere Stelle macht, dann könnte man sich das entweder kammer-

seits oder bei der anderen Seite sparen. – Vielen Dank! 
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Stellv. Vorsitzende Dr. Claudia Wein: Vielen Dank! – Dann Herr Ubbelohde! 

 

Carsten Ubbelohde (AfD): Vielen Dank! – Zunächst möchte ich festhalten, dass ich es sehr 

bedaure, dass, obwohl der Besprechungspunkt zum Bürokratieabbau in den Praxen noch nicht 

zu Ende ist, die Frau Senatorin bedauerlicherweise nicht mehr anwesend ist. Ein wirkliches 

Interesse an diesem für uns alle in der ambulanten Versorgung wichtigen Anliegen sieht an-

ders aus. 

 

Wir haben es hier, und das ist, glaube ich, deutlich geworden, geradezu mit einem Sicher-

heitsfetischismus zu tun, der keinen Patientennutzen hat – keinen zusätzlichen Patientennut-

zen zumindest –, sondern im Gegenteil die Mitarbeiter in den Praxen, die zum Teil aufgrund 

von Defiziten im Bildungssystem ohnehin Schwierigkeiten haben, den hohen administrativen 

Anforderungen zu folgen, enorm überfordert. Insofern wäre es für mich ein wichtiges Ziel, 

die Abrechnungsverfahren – das ist auch ein Steilpass an Herrn Dr. Hessberger – deutlich zu 

verschlanken und zu vereinfachen. Sicherlich ist das auch ein Bundesthema, das ist mir schon 

klar, aber das sollte hier auch einmal verstärkt zur Sprache kommen. Des Weiteren ist die 

Vermeidung von Medienbrüchen bei der Digitalisierung auch ein Punkt, glaube ich, der hier 

noch nicht zur Sprache gekommen ist, der erhebliche Probleme verursacht – wobei eine kon-

sequente Digitalisierung in den Praxen durchaus erwünscht ist, wenn sie denn zur Entlastung 

beiträgt. 

 

Ich habe noch ein paar Fragen, und zwar: Was plant der Senat, um die Niederlassung von 

jungen Zahnärzten zu fördern und die drohende Versorgungslücke zu schließen? Das gilt ins-

besondere für die Idee, eventuell zusätzliche Studienplätze zu schaffen, um den Umstand aus-

zugleichen, dass ein Großteil – nämlich über 80 Prozent – der Studenten in der Zahnmedizin 

Frauen sind, was dazu führt, dass dann nachher im beruflichen Alltag zum größten Teil nicht 

in Vollzeit, sondern eben nur in Teilzeit gearbeitet wird, und sie deswegen nicht vollständig 

für die Versorgung zur Verfügung stehen können. – Des Weiteren würde mich interessieren, 

was von dem Eckpunktepapier der Bundesregierung schon umgesetzt ist, oder wo Sie beide 

da ein Umsetzungsproblem sehen, denn dieses Eckpunktepapier kündigte ja einige entspre-

chende Verbesserungen an. Was ist daraus geworden? Eine weitere Frage ist: Was hat der 

Kontakt zur Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege in den letzten Jahren 

erbracht? Welche Veränderungen konnten Sie im Sinne einer Bürokratieentlastung in den 

Praxen bewirken? Ich habe noch eine Frage zum Fachkräftemangel: Welche Möglichkeiten 

sehen Sie, den Fachkräftemangel, der ja eklatant ist und noch deutlich zunimmt, in den Pra-

xen zu reduzieren? Wir werden ihn nicht beseitigen können, aber ihn zumindest zu reduzie-

ren. Mich würde interessieren, welche Möglichkeiten Sie da sehen. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Dann würden wir zur Beantwortung der vielen 

Fragen kommen, die Sie erhalten haben. Ich weiß nicht, in welcher Reihenfolge Sie beantwor-

ten wollen. – Dann starten wir mit Herrn Hessberger. 

 

Dr. Andreas Hessberger (KZV Berlin): Ich glaube, wir müssen uns die Bälle zuspielen. Wir 

werden wahrscheinlich auch nicht alle Fragen vollumfänglich beantworten können, weil uns 

dazu das Zahlenmaterial fehlt beziehungsweise weil die Fragen doch sehr viel weiter gestellt 

wurden, als wir es erwartet haben – also zumindest, als ich es erwartet habe. Ich versuche 

aber, meinen Teil dazu beizutragen. 
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Ich fange einfach einmal an: Frau Pieroth fragte nach der Prophylaxe. Da müssen wir zwei 

Dinge unterscheiden: Das eine ist die Kinder- und Jugendprophylaxe, bei der das, was in den 

Praxen passiert, über die KZV, also über uns, abgerechnet wird. Diese ist, was das angeht, 

politisch und auch technisch unstrittig und läuft gut. Darüber gibt es auch mit den Kranken-

kassen einen Konsens, dass wir diese Leistungen finanzieren. Ich bekomme dort am leichtes-

ten die Konditionen vermittelt, die wir uns dafür wünschen. Das ist in meinen Augen, zumin-

dest was die Finanzierung für IP und FU angeht, der leichteste Punkt. Bei der PA ist es schon 

schwieriger, da die PA – das haben Sie auch angesprochen – ein Punkt ist, der enorm wichtig 

gewesen ist. Ich habe selbst jahrzehntelang eine Praxis in Kreuzberg-Nord gehabt, ein sozialer 

Brennpunkt, einer der schlimmsten Anfang der Neunzigerjahre, als ich mich dort niedergelas-

sen habe. Ich habe das aus privater Überzeugung gemacht. Ich weiß aber auch, dass die Über-

nahme dieser im Grunde genommen in weiten Teilen privaten Leistung in die GKV ein rich-

tiger Schritt war – ein absolut richtiger Schritt. Er wurde aber durch die sogenannte strikte 

Budgetierung konterkariert. Das ist in Flächenländern, die ein Versorgungsproblem haben, 

wo die Kollegen aber auch nur zwei Hände zum Arbeiten haben, kein Problem. Das heißt, in 

Brandenburg bekommen sie alles bezahlt, weil sie gar nicht genügend Zahnärzte haben, um 

die Leistungen an die Patienten zu bringen. Wir in Berlin, die – noch – eine sehr ausgegliche-

ne Versorgung haben, haben das Problem, dass diese Zusatzleistung, die in ein Budget hin-

eingenommen wurde, das ohnehin schon immer knirsch war, dazu geführt hat, dass wir den 

Kollegen die Leistungen nicht mehr vollständig bezahlen können. Das führt jetzt deswegen 

nicht zu einer grundsätzlichen Leistungsverweigerung, aber mindestens zu einem Grummeln. 

Wobei, wenn man jetzt den großen Bogen zur Niederlassung schlagen würde: Nicht die Fi-

nanzierung ist das Problem, warum sich Kollegen nicht niederlassen, sondern es ist tatsäch-

lich die Bürokratie. Zu diesem Punkt würde ich jetzt wieder abgeben. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Herr Dr. Heegewaldt! 

 

Dr. Karsten Heegewaldt (Zahnärztekammer Berlin): Danke! – Das waren jetzt sehr viele 

Fragen. Bitte melden Sie sich, wenn ich eine Frage nicht richtig oder nicht vollumfänglich 

beantworte. – Erst einmal wollte ich Herrn Schatz dafür danken, dass er das Thema 

HIV-positive Patienten angesprochen hat: Unser Interesse ist, dass jeder Patient, aber auch 

wirklich jeder Patient in dieser Stadt vernünftig behandelt wird. Das kann ich Ihnen nur so 

sagen. Ich habe schon einige Gespräche mit Kollegen geführt, bei denen genau diese Proble-

matik aufgetreten ist und habe ihnen gesagt, dass sie diese Patienten natürlich behandeln müs-

sen. Das ist gar keine Frage. Wenn es dort Probleme gibt, kann ich nur sagen: Wenden Sie 

sich bitte an die Kammer, und wir gehen dem dann nach. Das ist ganz eindeutig. Wir stehen 

dafür, dass natürlich jeder Patient behandelt werden muss. Zum Thema der Versorgung von 

Patienten mit starken Behinderungen – vielen Dank für Ihre Frage: Wir hatten letztes Jahr das 

Problem, dass dieser Stelle von einem staatlichen Vivantes-Konzern gekündigt worden ist. 

Ich muss sagen, dass wir uns da ein bisschen allein gefühlt haben, denn wir haben dort keine 

Unterstützung bekommen. Wir sind dann über die Charité gegangen, und Professor Heiland, 

der dort für die MKG zuständig ist, hat sich zusammen mit uns – der KZV und der Kammer – 

wirklich in dieses Problem hineingekniet. Wir haben dieses Problem jetzt Gott sei Dank lösen 

können, indem diese Patienten dort behandelt werden. Aber es war traurig, dass dort einfach 

gekündigt wurde, und das in einem städtischen Unternehmen. Aber wir haben es gelöst, und 

das ist, glaube ich, ganz wichtig. Hier gilt genau das Gleiche: Jeder Patient hat das Anrecht 

auf eine gute zahnärztliche Behandlung. 
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Zum Thema LAG: Die LAG ist in allen Kindergärten und Schulen anwesend. Sie haben das 

Thema Tegel angesprochen: Diese Kinder werden auch beschult und gehen in Kindergärten. 

Dort werden sie dann natürlich auch von Kroko besucht. Allerdings bin ich mir jetzt bei den 

Kleinkindern dort nicht sicher, ob alle in Kindergärten gehen. – [Zuruf] – Gehen sie nicht – 

dann werden sie leider dort im Augenblick noch nicht erfasst, da haben Sie vollkommen 

recht. Das ist ein wichtiger Punkt, den Sie vielleicht auch noch einmal aufnehmen müssen, 

um diese Kinder auch zu betreuen. Was die Zahl der ausländischen Kollegen betrifft: Das ist 

ein Problem, weil viele auf der Warteliste stehen, es wird aber gerade vom LAGeSo angegan-

gen. Das ist ja nicht unser Beritt, wir sind nicht dafür zuständig, dass sie ihre Approbation 

bekommen, sondern das ist Aufgabe des LAGeSo. Dort gibt es eine Prüfungskommission, 

und da sitzen wir immer zwischen den Stühlen: Auf der einen Seite wollen wir natürlich so 

viele dieser Kollegen wie möglich bei uns in der in der Versorgung haben. Auf der anderen 

Seite geht es um Patientensicherheit. Beide Seiten müssen beachtet werden. Deswegen ist 

nach einem obligatorischen Deutschtest, wie man das so schön nennt, eine Prüfung dieser 

Kolleginnen und Kollegen und auch eine Prüfung der Unterlagen, die sie mitbringen, nötig. 

Es ist, wie gesagt, unumstößlich, dass sie natürlich die gleichen Kenntnisse haben sollten wie 

ein Kollege hier vor Ort. Auf der anderen Seite könnte es dort mit der Bearbeitung vielleicht 

noch etwas schneller gehen. 

 

Herr Grasse, Sie haben zum Thema Hygiene gefragt: Wenn etwas schiefgeht, ist dann die 

Patientensicherheit gefährdet? – Nein, ist sie nicht. Schiefgehen heißt bei uns, dass beispiels-

weise noch etwas Zement an einem Instrument hängt. Das Instrument ist aber, wie gesagt, 

durch die Desinfektion beziehungsweise durch die Desinfektion und die Sterilisation gegan-

gen. Von daher ist das alles dann trotzdem steril. Wenn das Gerät nicht funktioniert, fällt es, 

wie gesagt, aus und dann kommt eine Fehlermeldung. Ansonsten ist die Patientensicherheit 

null gefährdet. Wie gesagt: Wir hatten null Übertragungen in den Zahnarztpraxen. – Zum 

Thema gleichwertige Behandlung privat und GKV kann ich nur sagen: In meiner Praxis in 

Neukölln-Nord mache ich das so, und ich fordere alle Kolleginnen und Kollegen auf, das 

auch so zu tun, dass alle Patientinnen und Patienten gleichbehandelt werden. Wie hoch der 

Privatanteil ist, kann ich Ihnen jetzt nicht mitteilen. Ich kann Ihnen nur sagen, dass hier von 

den Krankenkassen darauf geachtet wird, und zwar zu Recht, dass die Patientinnen und Pati-

enten sich einmal im Jahr einen Bonusstempel abholen – und wenn sie ihn abholen, wird der 

private Anteil in der Prothetik immer kleiner. In der konservierenden Zahnheilkunde wird ja 

alles von der Krankenkasse getragen. Das muss man ganz klar sagen. Im prothetischen Be-

reich gibt es natürlich auch Härtefälle. Wenn Patientinnen und Patienten zu wenig verdienen, 

dann bekommen sie auch eine Regelversorgung 

 

Sie haben gefragt: Wie viele gehen in Rente? Ungefähr 1 000 Kolleginnen und Kollegen ge-

hen in den nächsten sieben Jahren in Rente. Die Zahnklinik in Berlin bildet pro Jahr, oder soll 

laut Senatsangaben 80 Kolleginnen und Kollegen ausbilden. Berlin ist natürlich auch attrak-

tiv, und da haben wir dann einen gewissen Zulauf. Ich muss Ihnen aber auch sagen: Ein Kol-

lege, der niedergelassen ist, der selbstständig ist, arbeitet mehr als jemand, der eine feste An-

gestelltenzeit hat. Das muss man ganz klar sagen. Da sind die Äquivalente immer schwierig 

zu vergleichen. Die Kollegen sind genauso fleißig, aber sie haben bestimmte Arbeitszeiten, 

und ein Selbstständiger schaut nicht auf die Uhr und arbeitet einfach mal 50 Stunden in der 

Woche. Das macht ein Angestellter natürlich nur im Ausnahmefall. 
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Zum Thema Kassensitz: Ja, die Übernahme einer Praxis ist eine Herausforderung. Ich kann 

Ihnen nur sagen, das liegt nicht an den Praxisräumen, denn wir haben, wie gesagt, viele Kol-

leginnen und Kollegen, die jetzt ihre Praxen abgeben. Das heißt, man muss diese Praxen ei-

gentlich nur übernehmen, aber viele angestellte Zahnärztinnen und Zahnärzte, nämlich 

63 Prozent, haben eben starke Bedenken. Deswegen habe ich das vorhin so emotional vorge-

tragen. Das liegt hauptsächlich an der Bürokratie – und natürlich am Fachkräftemangel, das 

muss man auch sagen. Die Bundeszahnärztekammer hat eine Initiative gestartet, wir sind jetzt 

im Internet vor Ort, um für den Beruf der ZFA zu werben. Die Ausbildungszahlen in Berlin 

sind im Augenblick stabil, das muss man auch sagen. Trotzdem haben wir dort einen großen 

Mangel – wie überall. Wenn die neue Generation kleiner ist als die letzte, ist der Fachkräfte-

mangel dann natürlich da, weil weniger zur Verfügung stehen, die bei uns mitarbeiten wollen. 

 

Das Thema iMVZ ist ganz wichtig in Berlin: nicht so virulent, aber ich finde es unerträglich, 

wenn GKV-Gelder, mal ganz polemisch gesagt, auf den Cayman Islands versteuert werden. 

In unserem Beruf haben fachfremde Investoren eigentlich nichts zu suchen, die unseren Kol-

leginnen und Kollegen auch noch vorgeben, was sie zu tun haben. Deswegen schätze ich un-

sere Freiberuflichkeit sehr, weil man in der Freiberuflichkeit, wie gesagt, für den Patienten 

das Beste gibt – und das ist, glaube ich, das Entscheidende. Es geht nicht darum, sich die Ro-

sinen herauszupicken, und das machen die investorengetragenen MVZs definitiv. 

 

Dr. Andreas Hessberger (KZV Berlin): Ich würde daran kurz anschließen, weil ich nur auf 

die ersten Fragen von Frau Pieroth eingegangen bin. Wir haben mit der Kammer und mit allen 

zusammen eine Lösung für die schwerstbehinderten Patienten erreicht. Sie sieht so aus, dass 

im Grunde genommen die Kollegenschaft die Mehrkosten intern trägt. Wir haben für die al-

lerschwersten Fälle jetzt diese Anlaufstelle. Wir haben intern in der Honorarverteilung Son-

derregeln geschaffen, damit für die in ambulanter Narkose, aber vor Ort zu behandelnden Pa-

tienten mit schweren Behinderungen diese Leistungen vollständig bezahlt werden. Wie ich 

schon sagte, sind wir aufgrund der PA-Situation und der angespannten Finanzlage nicht in der 

Lage, die Honorare vollständig auszuzahlen, aber wir haben diese Gruppe explizit ausge-

nommen. Das ist ein Beitrag der Kollegen dazu, dass wir da ein Dutzend Praxen haben, durch 

die zumindest diese nicht allerschwersten Fälle gestützt werden. 

 

Was die Zahlen zur KV angeht: Wie diese ermitteln, kann ich Ihnen nicht sagen. Ich kann 

Ihnen genau sagen, wie wir unsere Zahlen ermitteln. Insofern fällt mir der Vergleich schwer. 

Es ist tatsächlich so, dass wir mit diesen Zahlen in Berlin einigermaßen zurande kommen. 

Berlin ist attraktiv, Berlin wächst als Stadt, und wir haben den Effekt, dass die Zahl der Zahn-

ärzte in den letzten Jahren gleich bleibt oder sogar latent wächst. Das sind aber, wie gesagt, 

Versorgungsäquivalente, die der Kollege schon angesprochen hat. Die Zuwächse passieren in 

der Anstellung, nicht in der Niederlassung. Wir verlieren an den Rändern die Praxen. 

 

Ich möchte einen Hinweis loswerden, weil das Thema vielleicht auch über den Bundesrat 

kommen soll: die Bedarfszulassung. Berlin wird bei einer Bedarfszulassung massiv verlieren. 

Niemand, der sich in Berlin niederlassen möchte und das nicht kann, wird deswegen in die 

Altmark gehen. Ich habe die Altmark nur einmal als Beispiel genannt. Dieses Problem ist 

nicht über ein Herausdrücken aus Berlin zu lösen. Das Problem, das wir hier am Stadtrand 

haben, lässt sich mit öffentlichen Verkehrsmitteln noch relativ gut lösen, denn wir haben hier 

die Versorgung. Wir haben aber auch hier das Problem, dass die kleinen Praxen aufgeben. Ich 

sage mal, die meisten unserer Kollegen sind Überzeugungsberufstätige. Das heißt, sie gehen 
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nicht zwingend mit Mitte 60 in Rente. Ich habe letzte Woche mit einem Kollegen gesprochen, 

weil er sich beim Vorstand beschwert hat. Er ist 71 Jahre alt, hat eine Einstuhl-Praxis in Trep-

tow-Köpenick unten am Stadtrand und macht Hausbesuche bei seinen alten Patienten. Dieser 

Kollege steht jetzt vor dem Problem, dass er seine IT komplett neu aufrüsten müsste – 71 – 

das macht er nicht mehr. Da ist zwar jetzt nur ein Fall, der sich in der Versorgung in der Sta-

tistik nicht niederschlagen wird, aber durch die Zumutung, der wir diesen Kollegen aussetzen, 

drängen wir die Älteren raus. Ich kann nur sagen: Wir verlieren in den nächsten Jahren die 

Babyboomer. Selbst wenn die Quote der Niederlassungswilligen gleich ist, und das ist sie, 

trifft sie auf eine geringere Basis. Wir müssen versuchen, und das ist ein Teil der Lösung, die 

Älteren länger im System zu halten. Das schaffen wir nicht mit den Bürokratieanforderungen 

an IT und den Anforderungen, die jetzt aus der Politik kommen. Wir werden sie verlieren. – 

Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank für die Beantwortung der Fragen! – Ich glaube, es 

sind auch noch ein paar Fragen an den Senat gegangen. – Deswegen hätten Sie einmal das 

Wort, Frau Haußdörfer! 

 

Staatssekretärin Ellen Haußdörfer (SenWGP): Vielen herzlichen Dank, dass auch wir un-

seren Teil zu der Beantwortung mit beitragen dürfen! – Als Erstes möchte ich mich aber sehr 

stark von Ihren Äußerungen distanzieren, Herr Ubbelohde. Wir haben am Anfang des Aus-

schusses klargemacht, dass aufgrund der parallel stattfindenden GMK-Schalten die Senatorin 

jetzt für eine gute Stunde nicht anwesend sein wird. Das hat nichts mit Nichtachtung oder 

Nichtinteresse an dieser Thematik zu tun, im Gegenteil. Es hat etwas damit zu tun, dass wir 

die Bundesreform auch als Land begleiten können, und alle diese Themen, die Sie heute an-

gesprochen haben, wie Fachkräftemangel, Ambulantisierung, Digitalisierung, Räumlichkeiten 

und auch die Frage der Perspektiven des demografischen Wandels, sind alle in jeder Reform 

immanent. Deshalb möchte ich mich am Anfang hier auch deutlich dazu äußern, dass ich 

mich freue, dass der Ausschuss in dem Bereich der zahnärztlichen Versorgung einen Schwer-

punkt legt, weil ich glaube, dass das immer ein bisschen vergessen wird. Wir, der Senat, sind 

auch in guten Gesprächen mit den Vertretungen der Ärztinnen und Ärzte, und die Zahnärztin-

nen und Zahnärzte sind kein besonderes Beispiel dafür, dass die Frage der Fachkräftesituation 

nicht nur im Bereich der Gesundheitsberufe, sondern im Allgemeinen in unserer Gesellschaft 

eine ganz herausfordernde, essenzielle Bedeutung erlebt. Das nehmen wir nicht nur jetzt 

wahr, sondern haben es schon in den letzten Jahren verstärkt wahrgenommen, denn die Frage, 

wie sich Ärztinnen und Ärzte niederlassen, trifft Hausärzte, Pneumologen und Hautärzte ge-

nauso wie Zahnärztinnen. Dementsprechend gibt es auch schon Überlegungen, wie man das 

angehen kann. 

 

Jetzt gehe ich noch einmal auf ein paar inhaltliche Fragen ein: Wir sehen, dass laut dem zahn-

ärztlichen Bedarfsplan von den zwölf Bezirken in sieben Bezirken ein Versorgungsgrad von 

unter 100 Prozent vorherrscht. Das hat dann die Spannbreite von 74,1 Prozent in Spandau zu 

191,7 Prozent in Charlottenburg-Wilmersdorf, und das ist nicht nur eine Frage, ob man Innen- 

oder Randbezirk ist, sondern es betrifft auch Fragen, wie ich eine Praxis führen kann. Wir 

erleben auch, dass sich die Kolleginnen und Kollegen dort gegebenenfalls anders entscheiden: 

Die Zahl der Vertragszahnärztinnen und -zahnärzte ist rückläufig, und gleichzeitig steigt die 

Anzahl der bei ihnen angestellten Zahnärztinnen und Zahnärzte. Das ist ein Trend, den wir in 

vielen Bereichen feststellen, zum Beispiel sowohl bei den Kinder- und Jugendmedizinerinnen 

und -medizinern als auch bei den Hausärztinnen und Hausärzten, wo wir sogar unterschiedli-
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che Planungsregionen haben, um ein deutliches Beispiel für einen dieser geografischen Unter-

schiede zu bringen, die nun einmal in der Metropole Berlin vorherrschen. 

 

Zu dem Beispiel von Herr Dr. Hessberger: Ich komme aus Treptow-Köpenick, ich glaube, ich 

kenne den Kollegen ganz gut, von dem Sie berichten. Der Punkt ist aber: Auch hier haben 

sich Ärzte schon auf die Reise begeben, was sie tun können. Ein Beispiel ist, dass man jünge-

re Kolleginnen und Kollegen anlernt. Bei meiner Zahnärztin ist es zum Beispiel so, dass sie 

schon seit zwei Jahren eine jüngere Kollegin mit hineinbringt, also so eine Art Tandem, um 

den Wissenstransfer und auch das wirklich herausfordernde Führen einer selbständigen Praxis 

nahezubringen. Es gibt auch Modelle, dass sich etablierte Fachkräfte, die sich nicht mehr in 

der Lage sehen oder nicht mehr willens sind, eine Praxis allein zu führen, in einer anderen 

Praxis mitengagieren. Wir haben diese Diskussion auch bei den KV-Praxen gehabt: Da sind 

viele ältere Kolleginnen und Kollegen, die – vielleicht auch aufgrund einer fehlenden Nach-

folgeperspektive oder weil bestimmte Werbemaßnahmen und Weiterbildungsmaßnahmen 

nicht gefruchtet haben –, einen besonderen Schwerpunkt darauf legen, dass sie sich noch in 

diesen Praxen engagieren und dort zur Sicherstellung des Versorgungsauftrags beitragen. Bei 

der Frage der Räumlichkeiten haben sich auch Bezirke auf den Weg gemacht. Da ist zum Bei-

spiel Treptow-Köpenick – Herr Schatz, wir dürfen aus Lokalpatriotismus auch mal mit den 

guten Beispielen vorangehen: Dort können Sie sich nämlich an das Bezirksamt wenden und 

erhalten eine Liste. Ende des letzten Jahres waren darauf 18 Immobilien, die für Praxen ge-

eignet waren. Dort kann man dann schauen: Passt diese Räumlichkeit zu mir, unter welchen 

Bedingungen, und wie kann ich gegebenenfalls den entsprechenden Angang an die Vermiete-

rinnen und Vermieter herstellen? Gleichzeitig wissen wir natürlich, dass gerade die Medizine-

rinnen und Mediziner nicht jeden Preis auf dem freien Markt bezahlen können – übrigens 

genauso wie auch andere soziale Infrastruktur. Hier sind wir in der Tat in großen Gesprächen, 

und das ist auch Teil der Diskussion im 90a-Gremium, weil es eben darum geht: Wie können 

wir das Fachpersonal, das wir haben, halten und gleichzeitig in der angespannten Situation 

darstellen? 

 

Jetzt möchte ich noch eine Lanze für einen Bereich brechen, der hier heute noch gar nicht 

aufgekommen ist, nämlich die angestellten Zahnärztinnen und Zahnärzte im Öffentlichen Ge-

sundheitsdienst, denn es ist auch eine Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge, hier die ent-

sprechenden Personalstellen vorzuhalten. Ich darf dazu jedes Jahr einmal berichten, nicht nur 

hier im Ausschuss, sondern auch im Hauptausschuss, weil wir im Öffentlichen Gesundheits-

dienst, in den Ämtern, auch Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie zahnmedizinisches Fachper-

sonal vorhalten und in den entsprechenden Einsatz bringen. Hier hat im Gegensatz zum letz-

ten Jahr bei der Versorgungsdichte mit Zahnärztinnen und Zahnärzten eine Verbesserung 

stattgefunden: Sie ist um über sechs Prozentpunkte gestiegen, wir sind also bei einem Versor-

gungsgrad von ungefähr 88 Prozent der Stellen im Öffentlichen Gesundheitsdienst. Aber et-

was, das Sie in der „freien Wirtschaft“, aber auch beim Angestelltenverhältnis feststellen, 

betrifft die Frage, die Frau König gestellt hat, nämlich die der fachmedizinischen Angestell-

ten, der MFAs, aber auch der zahnmedizinischen Angestellten: Hier findet in der Tat ein 

Rückgang statt. Herr Dr. Heegewaldt hat die Kampagne angesprochen, dass mehr zahnmedi-

zinische Fachangestellte in den Ausbildungsbeginn gehen. Wir können das nur unterstützen, 

ich halte es auch für einen ganz wundervollen Beruf. Es ist aber auch deshalb so wichtig, weil 

sie die Mittlerinnen und Mittler zwischen den Patientinnen und Patienten, gegebenenfalls 

auch den Eltern der jungen Patientinnen und Patienten und dem medizinischen Fachpersonal 

sind. Deshalb ist es so wichtig, dass wir die Perspektive des ÖGD nicht aus den Augen verlie-
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ren, weil der ÖGD sowohl in den Tageseinrichtungen als auch in den Kindertagespflegestel-

len für alle Kinder zahnmedizinische Reihenuntersuchungen vornimmt – und in der Alters-

gruppe der dreieinhalb- bis viereinhalbjährigen Kinder auch die einmalige ärztliche Untersu-

chung. Im Übrigen findet auch in den Gemeinschaftsunterkünften, und das ist nicht nur in 

Tegel so, sondern auch in den bezirklichen Gemeinschaftsunterkünften, eine entsprechende 

Untersuchung statt. Ich danke dem Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, der in den Einrich-

tungen an vielen Stellen vieles möglich macht, sodass dort eine erste Begutachtung und auch 

weiterführende Prophylaxe verankert wird, denn wir wissen: Das Gebiss, das wir haben, 

wächst nicht wie bei Haien unendlich nach, sondern wir haben quasi zwei Durchgänge, und 

dementsprechend müssen wir uns frühzeitig darum kümmern, dass bei der Prävention und 

Prophylaxe ein großer Schwerpunkt gelegt wird. Deshalb ist es auch so wichtig, dass wir den 

ÖGD bei der zahnärztlichen Versorgung ebenso wie bei den anderen Versorgungspfaden 

nicht ganz aus dem Blick verlieren. 

 

Ich muss noch eine weitere Berichtigung machen, nämlich in Bezug auf die sogenannten 

Staatskonzerne. Ich fand das jetzt ein bisschen schwierig in der Ausdeutung, weil für die ent-

sprechende Fachstelle aufgrund der Bauarbeiten am Vivantes-Klinikum Neukölln zu Anfang 

des letzten Jahres der Mietvertrag in den Räumen des Vivantes-Klinikums Neukölln nicht 

verlängert werden konnte. Das war größtenteils dem geschuldet, dass sowohl die Sanierungs-

arbeiten als auch die Neubauarbeiten am Klinikum Neukölln diesen entsprechenden Stand 

verinnerlicht hatten. Es ist gelungen, das auch bei einem, in Anführungszeichen, Staatskon-

zern unterzubringen – ich sehe eine öffentliche Körperschaft wie die Charité nicht unbedingt 

als Staatskonzern an, aber es ist de facto eine Beteiligung und eine Tochter des Landes Berlin. 

Seit dem 12. März 2024 kann die Behandlung der Zielgruppe am MVZ Mund-, Kiefer- und 

Gesichtschirurgie am Charité Campus Virchow-Klinikum in Berlin-Wedding stattfinden. Das 

erfolgt in Zusammenarbeit mit der Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie. Dort gibt 

es die entsprechenden Räumlichkeiten, und das ist gerade im Bereich der Inklusion in der 

medizinischen Versorgung häufig die Schwierigkeit, dass wir beispielsweise neben besonde-

ren Instrumenten und besonders gestalteten Behandlungsstühlen auch einen kurzen Weg zur 

Anästhesie haben – und zwar im wahrsten Sinne des Wortes: In der Rettungsstelle des 

Virchow-Klinikums besteht die Möglichkeit der Liegendanfahrt, um hier auch die erforderli-

chen ambulanten Narkosen durchzuführen, und zwar genau mit dem Fachpersonal, das für 

individuelle schwierige körperliche Ausgangssituationen die entsprechende große Erfahrung 

mitbringt, sodass wir zumindest am Ende die Aussage der Zahnärztekammer bestätigen kön-

nen, dass diese Versorgungslücke geschlossen werden konnte. Es ist aber trotzdem wichtig, 

darauf weiter einen großen Fokus zu legen, weil diese Zielgruppen natürlich besondere An-

forderungen haben. 

 

Es wurde gefragt, was noch geleistet werden kann und geleistet werden konnte. Uns ist die 

Kritik an der Budgetierung der zahnmedizinischen Behandlungen aus der Zahnärzteschaft 

bekannt. Neben den Diskussionen zu dem Punkt Entbürokratisierung, zu dem ich gleich 

kommen werde, will ich noch einmal eine Zielgruppe hervorheben: Bei dem Themenbereich 

Kinder und Jugendliche sind wir an verschiedensten Punkten dran. Ich finde übrigens auch 

wichtig, dass Kroko nicht nur in die Kitas kommt.  
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Das ist zugegebenermaßen die leidenschaftlichste Zielgruppe, aber ich danke da auch wirklich 

der Landesarbeitsgemeinschaft Zahngesundheit, denn ich bin sowohl in einer Grundschule in 

Neukölln als auch in einer Oberschule dabei gewesen, und da kann man sehen, dass das The-

ma Zahn- und Mundgesundheit nicht nur etwas für Kitas ist, sondern in den gesamten Bil-

dungsbereich eingebunden gehört. 

 

Dann gibt es diejenigen, die schon nicht mehr in diesem Bereich sind, zum Beispiel Lebensäl-

tere oder Menschen, die in Pflegeheimen wohnen. Da will ich noch einmal einen Punkt her-

vorheben, den ich sehr wichtig finde, und der ja Gott sei Dank auch erkannt wurde: dass es 

nämlich gelungen ist, durch die vertragszahnärztlichen Kooperationsverträge mit Pflegeein-

richtungen auch diesen Bereich zu erschließen. So hatten wir 2015 beispielsweise 2 598 Ko-

operationsverträge, und im Jahr 2023 waren es 6 904. Ich weiß, das macht viel Mühe und das 

bedeutet auch, dass die Kolleginnen und Kollegen sehr engagiert an diese Diskussion heran-

gehen. Ich möchte erstens Danke dafür sagen und zweitens die Kooperation auch noch aus-

weiten, denn wir wissen alle, vor welchen Zahlen im demografischen Wandel wir stehen und 

dass diese Zielgruppe nicht mehr den Zugang in das zahnmedizinische Versorgungssystem 

findet. Das kann durch diese aufsuchende Arbeit in den Pflegeheimen gewährleistet werden. 

Deshalb ist es wichtig, dass wir den Fokus darauf legen, weil es bedeutet, dass sich schon 

frühzeitig viele Menschen sehr viele Gedanken darüber gemacht haben, wie die zahnmedizi-

nische Versorgung und auch die medizinische Versorgung im Alter ausgestaltet werden kann. 

 

Sie haben eine Frage zum Thema Entbürokratisierung gestellt: Da ist es so, dass das BMG im 

GVSG konkret vorgeschlagen hat, für die Wirtschaftlichkeitsprüfung ärztlich verordneter 

Leistungen durch die Krankenkassen eine Geringfügigkeitsgrenze von 300 Euro einzuführen. 

Das Land Berlin hat sich insbesondere direkt in den entscheidenden Tagen nach der Auflö-

sung des Deutschen Bundestags und vor der entsprechenden Neuwahl dafür eingesetzt, be-

stimmte Gesetzesvorhaben noch anzugehen – ich meine, jedes Gesetz, das vom BMG und 

vom Bundesgesetzgeber kommt, ist natürlich ein wahnsinnig wichtiges Gesetz, das bestimmte 

Regelungslücken schließt beziehungsweise neue Ideen in ein Gesetz gießt –, deshalb hatten 

wir dringendst empfohlen, beispielsweise das GVSG, aber auch das Pflegekompetenzgesetz 

an verschiedensten Stellen noch vorzuziehen, gerade weil es dort auch eine große Einigkeit 

zwischen den Bundesländern gegeben hat, insbesondere beim Pflegekompetenzgesetz. Leider 

konnten weder das Land Berlin noch die anderen Bundesländer sich durchsetzen. Dement-

sprechend hoffen wir, dass das mit einer neuen Bundesregierung schnellstmöglich aus der 

Schublade gezogen wird, um die Entscheidungslücke nicht allzu groß werden zu lassen. Aber 

das war natürlich etwas, worauf wir sehr stark gesetzt haben. Das betrifft im Übrigen auch die 

anderen Regelungen im GVSG, das darf man nicht nur unter diesem einen Aspekt sehen, son-

dern es geht insgesamt darum, dass Gesundheitsversorgung gestärkt werden sollte. 

 

Aus den Eckpunkten wurde ebenfalls übernommen, dass man auf den Konsiliarbericht bei 

vertragsärztlich überwiesenen Patientinnen und Patienten – in diesem Fall in die Psychothera-

pie – verzichten kann. Das ist vorgeschlagen worden. Ebenso wurde zu der ärztlichen Be-

scheinigung bei der Erkrankung eines Kindes vorgeschlagen, dass erst ab dem vierten Krank-

heitstag ein ärztliches Zeugnis notwendig ist. Sie wissen, wir haben das hier in Berlin zusam-

men mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie ein bisschen anders diskutiert. 

Auf der einen Seite hat es ja einen Grund, warum man die Kinder dann auch beim medizini-

schen Personal sehen möchte, wenn sie langfristig erkrankt sind. Auf der anderen Seite ist es 
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aber auch teilweise für Eltern sehr schwierig, Regelungen zu treffen, wie man dem bestenfalls 

nachkommen kann. 

 

Die Umsetzung der Digitalisierung im Rahmen der Zulassungsverordnung für Vertragsärzte 

und -zahnärzte ist aber leider nach unserem derzeitigen Kenntnisstand nicht absehbar, da der 

Bund das entsprechende Verfahren nicht fortgeführt hat. Hier war unter anderem die Verlän-

gerung des Zeitraums geplant, in dem die genehmigungsfreie Vertretung einer Ärztin oder 

eines Arztes beziehungsweise einer Zahnärztin oder eines Zahnarztes möglich ist, sowie die 

Möglichkeit der elektronischen Versendung von Unterlagen für Sitzungen des Zulassungsaus-

schusses. Zu den Bereichen muss man sagen: Sie haben wunderbare Beispiele gewählt, die ja 

im Regelfall eine gewisse Absurdität aufzeigen, was notwendig ist. – Ich kann nur sagen, es 

gibt einen sehr schmalen Grat zwischen dem Schutz zum Beispiel von Gesundheitsdaten, der 

Qualitätsanforderung, Haftung und Abrechnung sowie der entsprechenden Nachvollziehbar-

keit auf der einen Seite und Gängelung auf der anderen Seite. Das ist jetzt vielleicht pauscha-

lisiert mein Eindruck, der da entstanden ist. Es ist zwar nicht Aufgabe der Länder, aber natür-

lich tauschen wir uns als Senat hier mit den verantwortlichen Partnern der Selbstverwaltung 

aus – mit dem Ziel, die Bürokratisierung auf ein angemessenes Maß zu reduzieren. Aber so 

wie der Bund im Regelfall auf EU-Verordnungen und -Gesetze eingehen muss, und gerade im 

Bereich der Medizinprodukte ist das ja regelmäßig Thema der öffentlichen Berichterstattung, 

ist es dann auch Landessache, gegebenenfalls Bundesgesetze angemessen als Verordnung im 

Land Berlin aufzufangen. Wir haben zwar keine wesentliche Handhabe zum Bürokratieabbau 

durch landesrechtliche Regelungen, aber es ist uns auch wichtig, in den entsprechenden Aus-

tausch zu gehen. Dazu wird Herr Dr. Merx als Vertretung des LAGeSo gleich noch etwas 

sagen können. 

 

Ich möchte noch einen Punkt aufnehmen, weil dazu auch etwas gefragt wurde: Perspektivisch 

ab 2028 wird der 2021 gestartete neue Studiengang Medizin an der Medical School Berlin 

etwa 200 Studierende jährlich bis zur Abschlussprüfung ausgebildet haben und so auch in 

Berlin weitere Ärztinnen und Ärzte für die ambulante ärztliche Versorgung zur Verfügung 

stellen. Es ist dann, glaube ich, an uns allen, nicht nur das Image, sondern auch die schönen 

Seiten gerade auch des Arbeitens in Berlin zu verdeutlichen, und zwar an jeder Stelle in Ber-

lin. Aber genauso wichtig ist es eben auch, dass wir die entsprechenden Regelungen mit auf-

nehmen. Noch ein letzter Satz zu der Frage mit den MVZs: Wir stellen ebenfalls fest, so wie 

es in der Anhörung schon angeklungen ist, dass die investorenbetriebenen MVZs im Bereich 

der konservierend-chirurgischen Leistungen im Vergleich zu Einzelpraxen insgesamt größere 

Leistungsmengen je Behandlungsfall abrechnen, dabei jedoch teilweise niedriger bewertete 

Leistungen in den Ansatz bringen. Das führt aber trotzdem dazu, dass im Vergleich zu Ein-

zelpraxen erhöhte Leistungsmengen und höhere Umsätze, auch bei den MVZs ohne Investo-

renbeteiligung, erkennbar sind. Deshalb reicht es nicht aus, dass wir jetzt sagen könnten: 

Okay, die Leistung von MVZs mit oder ohne Investorenbeteiligung ist eine Gefahr für die 

Qualität und die Wirtschaftlichkeit der zahnärztlichen Versorgung. Ich glaube, es ist schon 

sehr wichtig, dass es ein diverses Berufsfeld gibt und wir auch verschiedene Einsatzmöglich-

keiten in diesem Fall sicherstellen wollen, sodass man zumindest die investorenbetriebenen 

MVZs mit einem kritisch-konstruktiven Blick begleiten sollte. – Zur Frage gegebenenfalls der 

Anerkennung, aber vor allem in Bezug auf die Medizinprodukte und den Austausch mit der 

Selbstverwaltung würde ich an Sie übergeben. 
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Vorsitzende Silke Gebel: Herr Merx, dann würde ich Ihnen das Wort geben, und Sie hätten 

jetzt die Gelegenheit, zu antworten. 

 

Dr. Matthias Merx (LAGeSo): Hallo! Mein Name ist Matthias Merx. Ich komme aus dem 

LAGeSo. Zu dem, was Herr Dr. Hessberger und Herr Dr. Heegewaldt zum Thema Anforde-

rungen an Praxen gesagt haben, an zahnärztliche oder ärztliche Praxen, an Wirtschaftsakteure 

generell: Innerhalb der letzten Jahre sind die Anforderungen an Dokumentation und Vor-

schriften und so weiter natürlich sehr stark gestiegen. Da kann ich voll zustimmen. Was wir 

aber vom LAGeSo tun: Wir sind dafür zuständig, zu schauen, dass Gesetze, die gemacht wer-

den, überwacht werden. Die Gesetze, die gemacht werden, werden von der EU gemacht, wer-

den in nationales Recht überführt und treffen dann bei uns als Verordnung auf. Wenn wir 

dann zu Zahnärzten oder Ärzten gehen, gehen wir dort als Advokaten für Patienten und Nut-

zer hin. Wir müssen sehen, dass wir mit unserem Ermessen das, was Gesetz vorschreibt, und 

das, was wir dort sehen, in einen Zusammenhang bringen und dann dort entsprechend Dinge 

umsetzen. Wir hören sehr oft, dass in Berlin besonders streng gehandhabt wird. Dem möchte 

ich entgegensetzen, dass sich die Mitarbeiter aus dem LAGeSo, aus den Fachgruppen, 

deutschlandweit mit den anderen 15 Bundesländern abstimmen, um Interpretationen von Ge-

setzen gleichmäßig in Deutschland auszugestalten. Das heißt, wenn irgendwo eine Interpreta-

tionslücke ist und ein Gesetz diskutiert werden muss, wird das in diesen Fachgruppen disku-

tiert und dann deutschlandweit genauso angewendet. Das heißt, wenn jemand sagt, in Bran-

denburg ist das anders, dann kann es vielleicht ein bisschen anders sein, aber es wird nicht 

gravierend anders sein. 

 

Zum Thema Desinfektion und Aufbereitung von Medizinprodukten: Da haben Sie zu Recht 

gesagt, Sie kennen Ihre Praxis, Sie kennen Ihre Mitarbeiter, und Sie wissen, dass zum Bei-

spiel so eine Desinfektion richtig durchgeführt wird. Wir führen ja unsere Inspektionen durch, 

und wir nehmen auch Daten auf. Wir haben innerhalb der letzten 40 oder 50 Inspektionen 

festgestellt – dafür haben wir jetzt Daten –, dass wir in 28 Prozent der Fälle Mängel beim 

Thema Aufbereitung finden. Das heißt, wir haben sehr viele Praxen, in denen es sehr gut 

funktioniert, aber wir haben auch Praxen, in denen es nicht funktioniert. Wenn Sie jetzt sagen, 

wir sind trotzdem zu streng: Wir nehmen einfach das, was uns das Gesetz bietet, und wenden 

es an, und wenn wir feststellen, dass 28 Prozent der Praxen Mängel aufweisen, ist das doch 

nicht so gering. Denn am Ende ist es der Patient, der darunter leiden könnte. Sie sind vorhin 

auf das Thema Wischdesinfektion eingegangen. Da haben Sie recht, das ist ein problemati-

scher Fall, aber da sind wir mit Ihnen im Gespräch, und das werden wir auch in irgendeiner 

Art und Weise lösen. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank für die Beantwortung und die Eindrücke! – Dann ist 

die Anhörung damit erst einmal abgeschlossen. Es ist so, dass wir das vertagen, dann werden 

wir es auswerten, denn wir haben ja ein Wortprotokoll, und dann rufen wir es noch einmal 

auf. Dann haben wir uns in der Zwischenzeit auch vielleicht an der ein oder anderen Stelle 

noch einmal schlauer gemacht. Das heißt, das Thema wird definitiv noch einmal hier aufgeru-

fen und von unserer Seite als Ausschuss weiter bearbeitet. – Vielen Dank, Herr Dr. Hess-

berger und Herr Dr. Heegewaldt, dass Sie sich heute die Zeit genommen haben, uns mit Ihren 

Informationen zur Verfügung zu stehen! Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Tag und eine 

gute Woche. – Damit vertage ich jetzt die Besprechung zu Punkt 3. 
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Wir kommen zu 

 

Punkt 4 der Tagesordnung 

  Besprechung gemäß § 21 Abs. 3 GO Abghs 

Gesundheitliche Risiken von Lachgaskonsum und 

Gesundheitsschutz von Jugendlichen 

(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) 

 

Hierzu: Anhörung 

0286 

GesPfleg 

Wir haben uns als Ausschuss auf eine kleine Anhörung verständigt, und ich möchte ganz 

herzlich Herrn Marc Pestotnik von der Fachstelle für Suchtprävention im Land Berlin und 

Herrn Dr. David Steindl vom Giftnotruf der Charité begrüßen. – Herzlich willkommen und 

danke, dass Sie sich beide heute die Zeit nehmen! Schön, dass Sie da sind. – Ich gehe auch 

hier davon aus, dass die Anfertigung eines Wortprotokolls gewünscht wird. – Das ist der Fall, 

und die Begründung des Besprechungsbedarfs zu Punkt 4 durch die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen wird durch mich stattfinden, deswegen wechsle ich kurz mein Hut. 

 

Silke Gebel (GRÜNE): Jetzt sitze ich hier für meine Fraktion. Das Thema Lachgas ist, glaube 

ich, unter Jugendlichen viel stärker bekannt, als das vielleicht in diesem Hohen Haus der Fall 

ist. Deswegen war es meiner Fraktion wichtig, dass wir heute über das Thema Lachgaskon-

sum unter Jugendlichen in der Stadt sprechen, um ein Thema, das ein Phänomen in der Stadt 

ist, auch einmal hier im Parlament zu diskutieren. Die Bundesregierung hat sich auch schon 

damit beschäftigt und hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der ein Abgabeverbot an Spätis und 

Automaten enthalten wird. Keiner weiß, ob es jetzt wirklich beschlossen wird. Das wäre si-

cherlich eine Frage, die wir nachher an Senat hätten. 

 

Darum freuen wir uns heute sehr, dass wir zwei Experten haben, die uns dieses Thema näher-

bringen können. Denn was wir wissen, ist, dass wir relativ wenig wissen. Ich fände es total 

gut, wenn Sie uns sagen könnten: Wie weit verbreitet ist dieses Phänomen eigentlich? Über 

welche Altersgruppen sprechen wir? Welche Konsummuster erkennt man? Was ist das Ein-

stiegsalter? Wie ist die Verbreitung? Was sind die gesundheitlichen Gefahren, die davon aus-

gehen? – Da gibt es ja eine Bandbreite, die erzählt wird, und deswegen habe ich mich sehr 

gefreut, dass Sie, Herr Steindl, bei der Charité eine Studie zum Thema Lachgas haben und 

vielleicht schon erste Erkenntnisse haben, um zu berichten: Was sind eigentlich gesundheitli-

che Risiken für die Jugendlichen? Was ist beim Konsum zu beachten? Was passiert da? Ich 

habe gelesen, dass die Polizei von Autounfällen berichtet, aber es wird ja an den Spätis an alle 

Altersgruppen verkauft, auch an unter Achtzehnjährige, als wäre es etwas ganz Harmloses. 

Vielleicht können Sie das noch einmal einordnen, und dann müssen wir als Ausschuss bera-

ten, was das für uns für politische Handlungsfolgen hat, was Regulierung, Monitoring und so 

weiter angeht. Das ist, glaube ich, heute der erste Schritt, um ein bisschen Licht ins Dunkel zu 

bringen und einen Erkenntnisgewinn mit einer Expertenanhörung im besten Sinne zu be-

kommen. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Insofern noch einmal – jetzt wieder zurück als Ausschussvorsit-

zende – herzlich willkommen und danke, dass Sie sich heute die Zeit nehmen! Dann würden 

wir direkt starten. Wir fangen mit Herrn Pestotnik an. – Sie haben das Wort! 

https://www.parlament-berlin.de/ados/19/GesPfleg/vorgang/gp19-0286-v.pdf
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Marc Pestotnik (Fachstelle für Suchtprävention): Sehr geehrte Damen und Herren! Erst ein-

mal vielen Dank für die Gelegenheit, überhaupt zu dem Thema hier sprechen zu können und 

als Fachstelle einen Einblick in unsere Erkenntnisse zum Thema Lachgaskonsum in Berlin zu 

geben. Ich habe ein paar wenige Folien zu dem Thema mitgebracht. Zum einen: Wieso spre-

chen wir überhaupt über das Thema? 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Seit einigen Jahren diskutieren wir das Thema Lachgas recht häufig. Es gibt eine Studie, die 

MoSyD-Studie aus Frankfurt, die regelhaft Daten zu Schülerinnen und Schülern und Kon-

summustern erhebt. Dort sind in der Pandemie die Konsumzahlen deutlich aufgefallen und 

angestiegen: von 7 auf 13 Prozent Lebenszeitprävalenzen und auch innerhalb der letzten 

30 Tage von 1 auf 5 Prozent derjenigen, die schon konsumiert hatten. Dort konnte man das 

schon anhand von Zahlen sehen, die wir ansonsten für Deutschland und für Berlin – ich bin 

sehr gespannt auf Ihre Zahlen – so nicht verfügbar haben. Allerdings haben wir Berichte aus 

der Praxis. Unsere Netzwerkpartnerinnen und -partner aus Schule, Jugendhilfe und Suchthilfe 

berichten immer wieder davon, dass das ein Thema ist – auch in den Präventionsworkshops, 

die wir in Schulen anbieten, oder in der Jugendhilfe. Es ist Thema der Jugendlichen, und da-

her müssen wir darüber sprechen, zumal wir auch über Konsumrückstände im öffentlichen 

Raum Hinweise bekommen, die in öffentlichen Parks einfach einsehbar sind: die Kapseln und 

Kartuschen, die dort weggeworfen werden, oder die Ballons, die dort liegen. Es gibt Konsum-

anreize, die vorhanden sind. Es gibt definitiv einen niedrigen Preis. Es gibt eine kurze, heftige 

Wirkung des Ganzen, vermeintlicherweise eine gute Steuerbarkeit und so einen Ausbruch. Da 

liegen aber auch die Gefahren. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Lachgas hat ein geringes Suchtpotenzial, wie wir sagen, was psychische oder körperliche Ab-

hängigkeit angeht, allerdings ein deutliches Risikopotenzial, was gesundheitlichen Schaden 

angeht. Da müssen wir hinschauen. Die Nebenwirkungen, die auftreten können – gerade 

wenn man nicht weiß, ob man gesundheitlich vorbelastet ist, und gerade in jungen Jahren – 

können erheblich sein und auch entsprechende Nervenschäden nach sich ziehen. Ein großes 

Risiko, das wir sehen, ist der Mischkonsum. Wir raten generell von Mischkonsum ab, egal in 

welcher Form. Wenn wir über Lachgas sprechen: Es ist ein kurzer, heftiger Rausch, mit dem 

Wahrnehmungsveränderungen oder auch Halluzinationen einhergehen können. Dieser flacht 

dann ab. Wenn dazu aber Alkohol getrunken, Cannabis geraucht wird oder andere Substanzen 

konsumiert werden, kann das in der Einschätzung der Kombination ziemlich fatal sein. Dem-

entsprechend müssen wir auch darüber reden. Wir wissen, auch von anderen Substanzen, dass 

gerade junge Menschen, über die wir ja beim Jugendschutz sprechen, heftige Rauschzustände 

möglichst meiden sollten. Das Gehirn entwickelt sich noch bis zum 25. Lebensjahr. Das kön-

nen wir auf verschiedene Substanzen übertragen, aber eben auch auf Lachgas. Es häufen sich 

auch die Berichte, dass die unsachgemäße Entsorgung von Lachgaskartuschen Probleme bei 

der BSR verursacht, dass nicht entleerte Kartuschen explodieren, und dies zu Schäden und 

auch Risiken für die Mitarbeitenden führt. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 



Abgeordnetenhaus von Berlin 

19. Wahlperiode 

 

Seite 26 Wortprotokoll GesPfleg 19/48 

20. Januar 2025 

 

 

 

- or - 

 

Was die rechtliche Lage angeht, wurde eingangs schon etwas gesagt. Aktuell haben wir keine 

rechtlichen Rahmenbedingungen. Es ist de facto nicht verboten, also der Kauf, Konsum, Be-

sitz et cetera. Die Verkäuferinnen und Verkäufer in den Spätis entscheiden in der Regel selbst 

nach einer moralischen Selbstverpflichtung, sagen wir mal. Manche sagen, nein, das gebe ich 

nicht an Minderjährige ab, andere sind so geschäftstüchtig, dass das dann nicht so eine Rolle 

spielt. Es gibt diesen Gesetzesentwurf des BMG, der unserer Meinung nach in eine sehr rich-

tige Richtung geht, gleichzeitig aber auch den Vorstoß aus Hamburg, die zu Beginn dieses 

Jahres eine Rechtsverordnung erlassen haben, die zumindest den Verkaufsstellen die Ab- und 

Weitergabe an minderjährige Personen untersagt – und zwar im Verkauf oder auch unentgelt-

lich, in beiden Fällen. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Was empfehlen wir also aus suchtpräventiver Sicht? – Dass wir den Zugang zu Lachgas für 

Jugendliche einschränken, also dass es eben keine Automaten, Geschäfte oder auch den Onli-

nehandel gibt, wo Jugendliche es ganz einfach kaufen können. Wir empfehlen, die Konsum-

anreize zu minimieren: Bei diesen Lachgaskartuschen gibt es Geschmacksrichtungen, sie 

werden als Partypacks beworben, es gibt entsprechende Social-Media-Anreize – also dorthin 

zu schauen, das einzugrenzen und Jugendliche zu sensibilisieren. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Wir wissen, dass ein Policy-Mix aus Verhaltens- und Verhältnisprävention wirksam ist. Wir 

wissen, dass gerade rechtliche Verordnungen Rahmenbedingungen sehr unterstützen können, 

sodass der Konsum rückläufig ist. Das wissen wir zum Beispiel aus der Tabakprävention. 

Deswegen erachten wir eine Rechtsverordnung ähnlich der Hamburger Verordnung bezie-

hungsweise des BMG-Vorhabens als sinnvoll und angemessen. Gleichzeitig müssen wir aber 

auch die Verhaltensprävention stärken. Wir müssen die Gesundheitskompetenz von jungen 

Menschen stärken. Wir müssen sie zu informierten Entscheidern machen und sehen, dass 

Mischkonsum vermieden wird und riskante Konsummuster vermieden werden. Wir brauchen 

grundsätzlich eine politische Stärkung der Suchtprävention und eine verlässliche finanzielle 

Absicherung. Da würde es auch helfen, Suchtprävention weniger als Kosten zu sehen, son-

dern mehr als Investition: Investition in eine tragfähige und lebenswerte Gesellschaft. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Abschließend als Fazit: Wir wissen, dass Lachgaskonsum für Minderjährige starke gesund-

heitliche Risiken bergen kann. Der Zugang ist für Jugendliche unverhältnismäßig leicht, und 

Maßnahmen zur Einschränkung der Verfügbarkeit sind im Sinne des Gesundheitsschutzes 

sinnhaft und auch wünschenswert. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank, Herr Pestotnik! – Dann kommen wir jetzt zu der Prä-

sentation von Herrn Dr. Steindl. 
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Dr. David Steindl (Giftnotruf der Charité): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Vielen Dank für die Möglichkeit, diese Diskussion mit der Sicht aus mei-

nem Arbeitsbereich zu bereichern. Vielen Dank auch für die wunderbaren einführenden Wor-

te, denen ich mich in der Summe nur anschließen kann. Ich möchte das mit einer medizini-

schen Perspektive unbedingt noch einmal untermauern. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ich habe hier in einem wild ausgewählten Späti in Berlin einfach einmal selbst ein Foto ge-

macht. Das ist die Lagerecke eines ganz normalen Bereichs, in dem man eigentlich erwarten 

würde, Bierkästen zu sehen, aber man sieht hier extrem viele Transportkartons für Lachgas-

kartuschen. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Ich möchte deshalb ganz simpel anfangen: Was ist denn eigentlich der typischerweise anzu-

nehmende Nutzen oder der Einsatzzweck von Lachgas, und was ist das dazu passende Gebin-

de, also die Verpackungsform, in der man das Lachgas für diesen Zweck kaufen kann? Da 

gibt es einmal einen sehr großen Bereich der medizinischen Nutzung, den es jahrzehntelang 

gab. Das ist aus verschiedensten Gründen, weil es zum Beispiel auch ein klimaschädliches 

Gas ist, ein bisschen verlassen worden, aber es ist ein ganz hervorragendes Narkosegas, und 

so muss man es eigentlich auch beschreiben. Das heißt, es hat eine sehr schnelle Wirkung, die 

sehr schnell einsetzt. Es kann das Bewusstsein reduzieren, bis man komplett bewusstlos wird, 

und es kann Schmerzen reduzieren. Je nachdem, wie die Dosis ist, und je nachdem, wie lange 

man es anwendet, hat es eine unterschiedlich ausgeprägte Wirkung. Was man ganz klar sieht, 

ist, dass es ein spezielles Gebinde dafür gibt: Das ist diese Flasche mit dem Druckminderer 

obendrauf, hier von der Firma Linde als Produktbeispiel. Das ist einfach ein typisches medi-

zinisches Produkt. 

 

Dann kommen wir zu einem anderen Bereich: Das ist die Gastronomie. Es ist tatsächlich ein 

sehr gutes Treibmittel, um Sahne aufzuschlagen. Dafür gibt es dieses typische siphonartige 

Gerät, den Sahneaufschäumer. Dafür gibt es diese speziellen Kapseln, genau dafür ist es vor-

gesehen, und deswegen ist es auch in dieser speziellen Kartuschenform in Produktion und im 

Handel erhältlich. Dann ist Lachgas tatsächlich vor allen Dingen auch ein Ausgangsstoff für 

viele chemische Prozesse, zum Beispiel in der Halbleiterproduktion. Dafür gibt es dann, wie 

hier unten rechts zu sehen, ein großes Transportgebinde für den internationalen Seetransport, 

also einen riesigen Tank. Dann gibt es noch einen kleineren Bereich, der bestimmt nur ein 

kleiner Anteil, aber auch vorhanden ist, nämlich den Motorsport. Man kann es zur Leistungs-

steigerung von Treibstoffverbrennung nutzen. Man sieht hier aber auch: Das Design der Fla-

schen von allen hier gezeigten Gebinden entspricht nicht ganz diesem blumigen Exotic-Whip-

Muster – ich möchte auch da nicht speziell auf die Firma hinweisen, aber sie ist einfach un-

glaublich präsent und man kann sie gut erkennen. Man sieht aber, dass sich das schon ziem-

lich stark unterscheidet. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Weshalb ist das Ganze eigentlich ein Problem? Wenn wir einmal zu unseren Kollegen in die 

Niederlande schauen: Dort gab es durch einen erleichterten Zugang ab dem Jahr 2014 einen 
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wirklich jährlich konstanten und dann auch überexponentiellen Anstieg von Lachgasexpositi-

onen, die zu einem Kontakt mit dem dort zuständigen Giftinformationszentrum geführt haben. 

Das heißt: Das sind natürlich nicht die absoluten Zahlen von Menschen, die in den Niederlan-

den Lachgas konsumiert haben – das wären mit 144 Ende 2020 ganz schön wenig –, aber man 

sieht einen Querschnitt von Anfragen durch die Bevölkerung hindurch. Was man daraus 

schon annehmen darf, ist: Bei einer zunehmenden Verbreitung eines Gebrauchs in der Bevöl-

kerung gibt es mehr Fälle von Ereignissen, die nicht gewünscht waren oder zu einer Situation 

geführt haben, in der man medizinische Hilfe gesucht hat, die man im Giftinformationszent-

rum vermutet. Was bei den Kollegen in den Niederlanden als besonders bedenklich auffällt – 

im hellgrauen Bereich hervorgehoben –, ist, dass mit der Anzahl an Jahren, in denen der Kon-

sum besteht, Anrufer zum Ende hin zunehmend über neurologische Schäden berichten, näm-

lich Gefühlsstörungen, Gangstörungen und Ähnliches. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Das ist genau das Problem, das Lachgas verursacht, abgesehen von den typischen Problemen, 

die bei Gebrauch eines Narkosegases im Alltag auftreten können – Sie haben vorhin von Au-

tounfällen berichtet, das ist nur eines von vielen Beispielen: Man ist unter Einfluss von Nar-

kosegasen natürlich in dem Moment nicht mehr ganz in der Lage, seinen täglichen, sage ich 

mal, Beschäftigungen so nachzugehen, wie man es ohne Narkosegas machen würde. Das ist 

aber nur ein ganz kleiner Ausschnitt des Bilds, denn das Hauptproblem sind vor allen Dingen 

die chronischen Konsumenten. Das hier ist eine Fallzusammenstellung aus dem Bereich Neu-

seeland und Australien. Das sind 91 Patientenfälle. Man sieht eine knapp männlich überwie-

gende Konsumentenschaft, man sieht ein relativ junges Alter, im Mittel 27 Jahre. Es beginnt 

in dieser Zusammenstellung bereits ab 16 Jahren und geht allerdings auch bis in das späte 

Erwerbstätigenalter hoch. Es gibt bei der Angabe von „Ich habe Lachgas über Wochen, Mo-

nate oder Jahre konsumiert“ eine klare Verteilung, mit einem Überwiegen von Monaten des 

Konsums, aber auch einigen Nutzern, die dieses Lachgas nur Wochen konsumiert haben. 

 

Was ist dabei herausgekommen? Das ist im rechten Teil zu sehen. Ich will auf keinen Fall im 

Einzelnen durch die zusammengestellten Symptome gehen, aber an den als Überschrift dar-

über stehenden Punkten neurologischer, psychiatrischer, hämatologischer oder anderer Folgen 

sieht man, dass von diesen 91 Patienten fast 90 Prozent neurologische Symptome hatten. Da-

zu gehört so etwas wie Gangstörungen. Damit ist nicht gemeint, ich kann nicht mehr so 

schnell rennen, damit ist gemeint: Da kommt ein junger Mensch in die Rettungsstelle, und er 

sitzt eigentlich im Rollstuhl, also er hat leider keinen, aber er wird hineingetragen und kann 

nicht mehr laufen. Das ist natürlich etwas, das man nicht mit 60 Jahren haben möchte, aber 

man möchte es erst recht nicht mit 16 Jahren haben. Denn ich denke, im Leben sollte man 

andere Dinge tun, als durch den Konsum von Produkten in einen Zustand zu kommen, in dem 

man nicht mehr in der Lage ist, sein Leben so führen, wie man es eigentlich leben könnte. 

Dann kommen ganz bedenkliche weitere Symptome dazu, so etwas wie eine Stuhlinkonti-

nenz, eine Harninkontinenz. Man muss gar nicht groß darüber nachdenken, was das für eine 

Stigmatisierung bedeutet, zum Beispiel auch im Berufsleben – das ist wirklich schwierig. 

Dann gibt es psychiatrische Folgen, das ist nicht ganz klar von einer vielleicht schon vorhan-

denen Suchterkrankung zu trennen, die begleitend mit auftritt. 

 

Dann gibt es noch etwas anderes, auf das häufig nicht so sehr hingewiesen wird: Aber neben 

dem Hauptproblem, dass wir nämlich eine Interaktion mit dem Vitaminstoffwechsel haben, 
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der für unser Nervensystem so wichtig ist – das ist die Hauptursache für diese ganzen Symp-

tome –, gibt es auch eine Interaktion mit unserer Blutgerinnung. Diese Patienten haben ein 

deutlich erhöhtes Risiko, schwere Thrombosen zu bekommen, und auch Thrombembolien, 

das heißt Blutgerinnsel, die sich ablösen können. Diese können die Lunge verstopfen, das ist 

eine Lungenembolie, und das ist auch bei jungen Menschen ein sehr schnell tödlich verlau-

fendes Ereignis. In der Summe kann es im chronischen Konsum drastische Folgen haben. Das 

ist etwas, was man bei allen, sage ich mal, „Vorteilen“, die man hier wahrnehmen kann, viel-

leicht einfach gar nicht auf dem Schirm hat und auch nicht gut einschätzen kann. Das wird 

auch vom Outcome dieser Fallserie untermalt, wenn man sieht, dass zwar knapp die Hälfte 

der Patienten vollständig geheilt waren, nachdem sie aufgehört hatten, Lachgas zu konsumie-

ren und Vitamin B12 bekamen, aber die andere Hälfte auf jeden Fall Restschäden behalten hat 

– auch da muss man sagen: junges Patientenalter, damit muss man auch noch 60 Jahre leben –

, und ein Teil der Patienten, ein ganz kleiner, aber dennoch vorhanden, hat sich nicht davon 

erholt. 

[Es wird eine Folie gezeigt.] 

Jetzt muss man sagen: Die Studie, über die das hier vorgestellt wurde und ich die Einladung 

bekommen habe, kann ich im Detail noch nicht vorstellen, weil sie zur Publikation bezie-

hungsweise zur Entscheidung ansteht. Es ist eine Sammlung von Auswertungen der Anfragen 

in allen deutschen Giftinformationszentren. Das heißt, wir haben hier die Gelegenheit, aus der 

Perspektive aller Giftinformationszentren den Anstieg von Fallzahlen deutlich zu demonstrie-

ren. Ich zeige hier einfach nur mal die Daten nicht korrigiert auf restliche Anruferzahlen, nur 

für den Bereich, den der Giftnotruf der Charité abdeckt. Wir sind primär zuständig für die 

Bundesländer Berlin und Brandenburg, aber wir erhalten auch Anfragen aus dem restlichen 

Bundesgebiet, das heißt: Mit einem starken Fokus auf die Region hier haben wir einen Quer-

schnitt durch das Geschehen, mutmaßlich in der ganzen Bundesrepublik. Man sieht, dass wir 

zeitversetzt ab 2021 wirklich einen deutlichen Anstieg von Anfragen haben – und vor allen 

Dingen in den letzten Jahren einen deutlichen Anstieg von chronischem Gebrauch. Damit 

kann ich in der Summe alles, was mein Vorredner schon vorgestellt hat, wirklich nur unter-

stützen. Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit! 
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Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank für den Überblick über diese Zahlen, Herr Steindl! – 

Dann habe ich eine Redeliste mit Herrn Ubbelohde, Herrn Franco, Herrn Dr. Lederer und 

Frau Lüdke. – Herr Ubbelohde! 

 

Carsten Ubbelohde (AfD): Vielen Dank! – Vielen Dank auch an Sie beide, dass Sie heute 

hier sind, und für Ihre interessanten, engagierten Ausführungen! Wir haben sehr eindrucksvoll 

erfahren, dass Lachgas insbesondere, aber nicht nur, für Kinder und Jugendliche nach Ge-

brauch zu erheblichen Problemen führen kann. Das erinnert uns natürlich auch an Auswir-

kungen anderer Suchtsubstanzen: Wir hatten hier ja auch die Cannabisdiskussion, und da ha-

ben wir ebenfalls eine sehr starke Belastung von Jugendlichen im Bereich der Gehirnentwick-

lung, aber auch im Bereich der Psyche, die zu erheblichen Schäden führen kann. Insofern ist 

die Glaubwürdigkeit des Einreichens Ihres Besprechungspunkts ein bisschen in Frage gestellt, 

als Sie von der Fraktion der Grünen ja große Cannabislegalisierungsbefürworter sind.  

 

Ich halte es für sehr wichtig, dass man ein Verbot der Aushändigung von Lachgas an Jugend-

liche diskutiert – und nicht nur eine Einschränkung. Vielleicht habe ich das auch falsch ver-

standen. Eine Beschränkung auf Spätis, Automaten und Versand ist ebenfalls nicht ganz aus-

reichend. Ausnahmen sind natürlich der Gebrauch in der Medizin in besonderen Fällen, wo 

sie sicherlich auch Sinn machen, aber als Suchtmittel ist es mit Sicherheit auf das Schärfste zu 

unterbinden. Ich kann nur sagen, dass das Verbot der Aushändigung von Lachgas die beste 

Suchtprävention ist, und sich dann alles Weitere erübrigt. – Vielen Dank! 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Herr Franco! 

 

Vasili Franco (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Ich freue mich sehr, hier im 

Ausschuss zu Gast sein zu dürfen, denn ich bin ja auch drogenpolitischer Sprecher unserer 

Fraktion. – Herr Ubbelohde, falls Sie sich mal mit unserer Drogenpolitik beschäftigt hätten: 

Wir stehen für eine vernunftbasierte Drogenpolitik ein, das heißt, wir schauen uns die einzel-

nen Substanzen an, wie die Wirkung ist, und wie wir am besten so verfahren können, dass wir 

die meisten Menschen in der Gesellschaft davor schützen können. Wenn Verbote alle Prob-

leme, die wir mit Drogen haben, gelöst hätten, dann würden wir darüber nicht so groß disku-

tieren. Das gilt für alle Drogen. Deshalb gilt es, sich jede einzelne genau anzuschauen – und 

genauso gilt das auch für Lachgas. 

 

Ich danke erst einmal den Sachverständigen für die Darstellung und habe dazu auch gleich ein 

paar Nachfragen. – Zunächst einmal zum Verständnis, Herr Steindl, was die Informationen 

betrifft, die bei Ihnen im Giftnotruf ankommen: Das waren jetzt mit 45, glaube ich, nicht so 

die allerhöchsten Zahlen. Aber das sind auch nur die Fälle, in denen sich Ärzte oder medizini-

sches Fachpersonal an Sie wenden, weil sie sagen, dass sie damit jetzt nicht umgehen können. 

Das ist also nur ein Bruchteil dessen, was eigentlich passiert oder wo es zu Problematiken 

kommt, und davon wahrscheinlich eher nur die schweren Fälle. So hätte ich das verstanden, 

aber vielleicht können Sie noch einmal erklären, was genau diese Zahlen bedeuten. Sie haben 

auch einen Anstieg in den Niederlanden zwischen 2014 und 2022 gezeigt. Wenn ich mir Ihre 

Zahlen beim Giftnotruf ansehe, dann ist das ungefähr eine ähnliche Kurve. Das heißt auch, 

dass wir durchaus sagen müssen: Okay, das ist ein Problem, das bei uns jetzt auftritt, und 

auch wenn wir vielleicht nicht alle vollständigen Informationen haben, wie repräsentative 

Studien oder Erhebungen zu Krankheitsbildern, wäre es trotzdem notwendig, zu schauen, wo 

man handeln kann. Haben denn die Niederlande gehandelt? Dort haben Sie ja die Zahlen bis 
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2022 gezeigt, vielleicht kann man da noch etwas lernen. Das würde mich interessieren. Viel-

leicht können Sie auch noch einmal die Gefahren unterscheiden: Die Überdosierung ist ei-

gentlich das, was bisher auch in den Medien größtenteils im Fokus ist. Man nimmt zu viel 

Lachgas – ist vielleicht auch einfach, weil es ja relativ große Kartuschen gibt – und dann kann 

es zu ganz gravierenden Fällen bis hin zu Todesfällen kommen. Das ist das eine. Können Sie 

noch einmal darauf eingehen, wie groß diese Gefahr ist? So wie ich Sie jetzt verstanden habe, 

lenken Sie den Blick aber insbesondere auch auf den regelmäßigen Konsum. Vielleicht ist das 

etwas, das wir noch viel stärker kommunizieren und auf das wir achten sollten. So wie ich Sie 

verstanden habe, reicht auch mal ein Jahr in der Schule oder das Jahr nach dem Abi, wo man 

sagt: Jetzt habe ich viel Zeit, mein FSJ lastet mich nicht voll aus, und ich konsumiere regel-

mäßig Lachgas, wird schon nicht so schlimm sein. – So wie ich Sie verstanden habe, wären 

das aber gerade Verhaltensmuster, die besonders gefährlich werden können. Da würde ich 

mich noch einmal über die Unterscheidung freuen. 

 

An Herrn Pestotnik hätte ich die Frage: Wie gehen Sie bisher damit um, wenn Fragen zu 

Lachgas in Präventionsveranstaltungen, insbesondere an den Schulen, auftreten? Haben Sie 

schon einen fachlichen Umgang damit, wie man darüber aufklären kann? So wie Sie es ge-

schildert haben – und das ist auch meine Wahrnehmung beziehungsweise zeigen das auch die 

Zahlen, die wir haben –, ist das seit der Pandemie insbesondere bei Schülerinnen und Schü-

lern oder jungen Erwachsenen ein Thema, das zum Zeitvertreib, zum Spaß genutzt wird. Da 

Sie die Bundesinitiative von Herrn Lauterbach angesprochen haben, kommen wir wieder zu 

dem Punkt: Wie reguliert man vernünftig Verbote? Ich bin gern dabei zu sagen: Wieso wer-

den, nach der Aufzeichnung, wofür es eigentlich gebraucht wird, Kartuschen mit 1 Liter oder 

500 Milliliter für den Privatgebrauch verkauft? – Das verstehe ich nicht. Dann ist auch noch 

eine Werbung darauf, die dazu animieren soll, das zu inhalieren, weil es mit Spaß und Action 

verbunden wird. Ich glaube, da brauchen wir eine dringende Regulierung. Mich würde aber 

vor allem der Punkt interessieren, wie Sie es bewerten würden, das in das NpSG aufzuneh-

men, denn damit würde auch gleich wieder eine Kriminalisierung stattfinden, die dazu führen 

kann, dass über Lachgaskonsum gar nicht mehr offen gesprochen wird. Oder es ist genauso, 

wie es mit Cannabis an vielen Stellen in dieser Gesellschaft war und immer noch ist, dass 

man einen schwereren Zugang zur Prävention hat, weil in den Schulen dann immer das Da-

moklesschwert darüber schwebt, dass es bei ab Vierzehnjährigen direkt in eine Strafverfol-

gung münden könnte. Wäre es dann nicht eher sinnvoll, über das Angebot zu gehen, also die 

Kartuschengröße zu reduzieren, den Verkauf an Minderjährige zu verbieten und die Werbung 

zu regulieren, anstatt zu sagen: Jeder, der Lachgas besitzt, wird jetzt mit dem Schwert des 

Strafrechts bestraft? – Das wären meine Fragen an dieser Stelle, und ich freue mich auf Ihre 

Antworten. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Herr Dr. Lederer! 

 

Dr. Klaus Lederer (LINKE): Vielen Dank auch von meiner Seite für die interessanten Ein-

blicke in Ihre Arbeit! Ich habe mehrere Fragen. Zum einen die Frage: Welche Präventions-

maßnahmen konkret bezogen auf dieses Phänomen gibt es akut schon in Berlin? Was wird 

gemacht? Hat man auch Informationen darüber, wie das Ganze funktioniert? Das Zweite ist – 

das richtet sich jetzt vielleicht auch an Sie, aber vor allem an den Senat: Was ist die Rechts-

grundlage der Verordnung in Hamburg, und welche Spielräume ermöglicht sie? Denkt der 

Senat darüber nach, Ähnliches zu machen, und ist vielleicht auch mit Ihnen, Herr Pestotnik, 
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schon einmal ins Gespräch gekommen, was dort sinnvoll wäre? Ist der Senat da schon einmal 

auf Sie zugekommen? 

 

Wir haben jetzt mitbekommen, wie alt das Problem ist. Das ist eine ähnliche Frage wie die 

von Herrn Franco eben: Mitunter gibt es ja solche Wellenphänomene, die dann nach einer 

gewissen Zeit wieder verschwinden – also nicht nur im Bereich von Suchtmitteln, sondern 

eine Weile lang haben ja mal alle solche Pfefferschoten gegessen und so etwas. Haben Sie 

Erfahrungen damit, ob es auch Phänomene gibt – gerade in Bezug auf Suchtmittel, die ein 

relativ geringes Suchtpotenzial haben –, die wellenweise kommen und dann wieder ver-

schwinden? Oder ist hier damit zu rechnen, dass dieser Trend sich jetzt eher verstetigt und 

härter wird? Da ist dann natürlich die Frage: Wie viele Konsumentinnen und Konsumenten 

mit durch den Konsum mit dem Mittel induzierten Gesundheitsproblemen werden im Ge-

sundheitssystem vorstellig? Kann man dazu etwas sagen? Der Giftnotruf ist ja sozusagen nur 

ein Indiz. Gibt es darüber Informationen? Gibt es darüber Statistiken? Das würde mich vor 

allem auch im Vergleich zu anderen Suchtmittelkonsumentinnen und -konsumenten interes-

sieren. 

 

Dasselbe gilt für Prävention und Beratungsangebote: Weiß man etwas darüber? Ist das ein 

Phänomen, das in den Beratungsstellen in jüngerer Zeit relevant auftaucht? Wie verhält es 

sich im Vergleich zu anderen Suchtmitteln, im Zweifelsfall auch härteren – vom Suchtpoten-

zial und von den gesundheitlichen Wirkungen? Es geht einfach darum, einmal eine Einschät-

zung zu erhalten, wie groß das Problem ist. Denn heutzutage kann man aufgrund der Tatsa-

che, dass so ein Phänomen kurzzeitig eine besondere öffentliche Relevanz erfährt, noch nicht 

wirklich auf die Größe des Problems schließen, weil es ja auch in der Aufmerksamkeitsöko-

nomie immer wieder solche Aufregungswellen gibt. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Frau Lüdke! 

 

Tamara Lüdke (SPD): Vielen herzlichen Dank auch von mir, dass wir Sie heute hier zu dem 

Thema anhören können, und vor allen Dingen auch dafür, dass Sie so viele Zahlen, Daten und 

Fakten mitgebracht haben! Das erleichtert es immer sehr, so eine Diskussion auch sachlich zu 

führen. Deshalb ist es äußerst bedauerlich, dass der Kollege Ubbelohde gerade offensichtlich 

nicht vernünftig zugehört hat und noch einmal mit dem Zitat herausgegangen ist, dass ein 

Verbot ja die beste Suchtprävention wäre. Ich warte auf einen AfD-Antrag zum Verbot von 

Alkohol und Tabak, wenn wir es konsequent nehmen dürfen. 

 

Hier haben wir ja aber gehört, dass wir gerade die Verhaltensprävention stärken müssen. 

Mich würde interessieren, wie eine mittelfristige Strategie aussehen kann, wenn wir das poli-

tisch stärken. Jetzt haben wir das Phänomen Lachgas, aber es ist ja womöglich auch immer 

mal wieder mit anderen Trends zu rechnen. Wie kann ich politisch eine Strategie so bauen, 

dass ich sie nicht regelmäßig von Substanz zu Substanz individuell neu anpassen muss, son-

dern sie mittelfristig aufbauen kann? Das wäre eine Frage. Die andere Frage wäre: Gibt es 

womöglich auch eine Weiterentwicklung des Trends? Wohin kann es gehen, wenn wir dort 

mit mehr Regulierung oder womöglich auch einem so scharfen Schwert wie dem NpSG her-

angehen? Oftmals ist es ja so – der Kollege Franco hat es angedeutet –, dass sich so ein Kon-

sumverhalten eher verlagert, wenn wir mit Kriminalisierung zurückschlagen. Auch bei Lach-

gas war es ja offensichtlich so, dass es lange irreguliert war, bis es dann während der Pande-

mie in einer gewissen Weise von Jugendlichen entdeckt wurde. Gibt es noch ähnliche Sub-
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stanzen, die bisher eventuell irreguliert schlummern? Haben Sie Erklärungsmuster oder An-

sätze, warum es jetzt der Trend Lachgas geworden ist – mit der Pandemieverknüpfung? Zu-

mindest erschienen mir die Daten so, dass es oft den Hinweis darauf gab, dass es gerade wäh-

rend dieser Zeit den Anwuchs gab. Da würde mich sehr interessieren: Wieso war dies das 

Mittel der Wahl und nicht ein anderes? 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Ich habe noch drei Personen auf der Redeliste: 

mich, Frau Atli und Herrn Ubbelohde. – Dann würden wir wieder zu Ihnen kommen. – Ich 

habe drei Fragen, und da kann ich gut an Frau Lüdke anknüpfen: Warum Lachgas, und vor 

allen Dingen: Haben Sie eine Erkenntnis, woher diese Produktion kommt? Denn Sie, Herr 

Steindl, haben ja sehr eindrücklich ausgeführt, wo Lachgas eigentlich eingesetzt wird. Das 

heißt, es gibt offensichtlich irgendwo eine Produktionsstätte, die Lachgas extra zum Lachgas-

Partykonsum produziert und es dann flächendeckend in den Spätis verkauft. Vielleicht kön-

nen Sie dazu noch einmal etwas sagen, denn das Angebot schafft ja auch eine Nachfrage, und 

ich kann das nur aus der Betrachterperspektive in einem Partykiez wohnend beschreiben: Das 

ist irgendwann aufgetaucht, aber es muss sich ja trotzdem irgendjemand entschieden haben, 

dass man eine Firma hat, die so etwas verkauft. Mit denen könnte man auch einmal politisch 

sprechen. 

 

Dann habe ich eine Frage, die an den Punkt der Verhaltensprävention et cetera anknüpft: 

Mich würde Ihre Einschätzung interessieren, was dort die besten Strategien sind, aber auch in 

Richtung Senat gefragt: Was ist Ihre Strategie? In der schriftlichen Anfrage von Herrn Franco 

und mir hatten Sie keinerlei Zahlen, was das Monitoring angeht, aber konnten auch nicht sa-

gen, was Ihre Präventionsstrategie ist, also bezogen auf das, was in Richtung Verhalten gehen 

müsste. Es wäre ganz cool, wenn Sie dazu noch etwas sagen könnten. Dann habe ich noch 

eine gesundheitspolitische Frage, die ein bisschen an das anknüpft, was Herr Franco gefragt 

hat: Können Sie noch einmal etwas zu der Wirkungsweise im Gehirn sagen, die diese neuro-

logischen Schäden dann ausmacht? Entsteht das durch einen einmaligen Konsum, oder ist es 

so, dass man das sechs Monate nehmen muss und es dann eintritt? Das habe ich noch nicht so 

ganz verstanden. Als ich hierhergekommen bin, dachte ich, dass es auch schon bei einmali-

gem Konsum passieren kann, weil die Dosierung so schwierig ist, aber deswegen machen wir 

die Anhörung, um ein bisschen besser zu verstehen, was da passiert, und wie dieser Gesund-

heitsschaden stattfindet. – Dann hat Frau Atli das Wort. 

 

Sebahat Atli (SPD): Vielen Dank, Frau Vorsitzende! – Vielen Dank auch von mir und von 

der SPD-Fraktion an Sie als Anzuhörende! Meine Fragen sind wie folgt, zunächst einmal an 

Herrn Steindl: Können Sie noch einmal erläutern, wie die Betroffenen zu Ihnen finden? 

Kommen sie über den Krankenhausweg zwecks eines vorliegenden Notfalls zu Ihnen, oder 

merken es Eltern, die Sie aufsuchen, oder Schulen oder irgendwelche anderen Einrichtungen, 

zum Beispiel Jugendeinrichtungen oder Ähnliches? Wenn Sie uns da noch ein paar Einblicke 

geben könnten, wäre das gut. 

 

Als Nächstes würde mich interessieren, wie die Rolle der anderen Senatsverwaltungen ist. 

Wir sind ja heute im Gesundheitsausschuss, und es ist extrem besorgniserregend, was mit 

Lachgas alles vonstattengeht. Die Jugendlichen konsumieren das sehr aktiv. Es gibt auch 

Menschen, die es in der Öffentlichkeit in der U-Bahn konsumieren. Ich denke, da müsste die 

Senatsverwaltung Überlegungen anstellen, wie man das reglementieren und gegebenenfalls 
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auch für Jugendliche verbieten kann. Den wilden Verkauf bei den Spätis einzudämmen, ist 

mir ein großes Anliegen. 

 

Die Zusammenarbeit und der Austausch der Senatsverwaltungen untereinander wären wich-

tig, denn nicht nur die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege ist mit der 

Sache betraut, sondern vor allen Dingen hat es auch die Senatsverwaltung für Justiz und Ver-

braucherschutz meines Erachtens federführend inne, die Thematik zu bearbeiten. Auch die 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport ist sicherlich damit betraut. Wie sind da die Zahlen? 

Ist Ihnen da etwas bekannt? Sprechen Sie miteinander, tauschen Sie sich aus? Das betrifft 

auch die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie, also wir haben hier wieder ein-

mal eine Querschnittsmaterie, sodass in jegliche Richtung gearbeitet werden muss – Sen-

KultGZ natürlich auch. Insofern wäre es auch wichtig, dass wir als Land Berlin nicht warten, 

bis der Bund uns Vorlagen und Rechtsrahmen gibt. Wir können auch tätig werden. Das Ham-

burger Modell finde ich sehr interessant. Haben Sie Ansätze, da etwas als Best-Practice-

Beispiel für uns mitzunehmen? Dann sind auch die Aufklärungskampagnen wichtig, damit 

wir die Prävention vorantreiben können. Gibt es da schon Ideen und Pläne? Von der SPD gab 

es auch eine Anfrage zu der Thematik, und die Antworten waren nicht so befriedigend. Ich 

wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie uns einen Einblick geben könnten, ob dort seitens der Se-

natsverwaltung neue Pläne geschmiedet werden. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank! – Herr Ubbelohde! 

 

Carsten Ubbelohde (AfD): Es mag Grünen und der SPD und vielleicht auch dem einen oder 

anderen missfallen, dass wir als AfD-Fraktion Sie mit der Schizophrenie Ihres politischen 

Handelns konfrontieren, aber es bleibt nun einmal Fakt, dass die Drogenpolitik, die Suchtpoli-

tik, die Sie betreiben, zu einer Zunahme der Problematik über Jahrzehnte und zu einer größe-

ren Belastung von Kindern und Jugendlichen geführt hat – und nicht zum Gegenteil. Wenn 

wir entsprechende Einschränkungen der Ausgabe insbesondere von Lachgas umsetzen wol-

len, dann müssen wir das auch klar kontrollieren und den Willen haben, es konsequent durch-

zusetzen und zu sanktionieren, wenn dagegen verstoßen wird. Nur das ist eine konsequente 

Politik. Alles andere ist das, was Sie seit Jahren machen: unverantwortliches Wischiwaschi. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Herr Ubbelohde! Ich möchte einmal als Sitzungsvorsitzende sagen: 

Wenn Sie hier die politischen Mitbewerberinnen und Mitbewerber als schizophren bezeich-

nen, dann finde ich das nicht in Ordnung. Das gehört sich zumal nicht im Gesundheitsaus-

schuss. Ich würde Sie darum bitten, dass Sie das beim nächsten Mal unterlassen. Sie haben 

gerade gesagt, dass die Grünen und die SPD eine schizophrene Positionierung haben, und das 

möchte ich hier nicht. Es gibt andere Wörter, mit denen Sie ausdrücken können, was Sie aus-

drücken möchten. Sie können gern noch einmal darauf replizieren, aber wir pathologisieren 

hier in diesem Ausschuss keine politischen Positionen. 

 

Carsten Ubbelohde (AfD): Ich habe nie von Schizophrenie gesprochen, sondern von schizo-

phrener Politik – und das ist Fakt. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Ich möchte so etwas nicht. Wenn Sie darauf bestehen, dass Sie hier 

mit pathologischen Begriffen um sich werfen, dann werde ich mit der Präsidentin sprechen, 

dass wir dort eine entsprechende Handhabe haben. Ich finde, das gehört sich im normalen 

politischen Umgang nicht. – Jetzt kommen wir wieder zur Sitzung, und die Anzuhörenden 
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haben die Gelegenheit, zu antworten. Es obliegt Ihnen, in welcher Reihenfolge Sie das tun 

wollen. – Herr Steindl, wollen Sie diesmal starten? 

 

Dr. David Steindl (Giftnotruf der Charité): Ja, sehr gern! – Ich glaube, dass sich einige der 

Fragen auch mit einer Antwort beantworten lassen. Ich würde mit Herrn Franco anfangen und 

erst einmal zu den Fallzahlen zurückkommen: Wer ruft denn da an? – Es sind tatsächlich 

nicht ausschließlich Menschen, die bereits in professioneller Behandlung sind. Das heißt, es 

rufen nicht nur Ärztinnen und Ärzte an oder Rettungsdienstfachpersonal, es können auch Be-

troffene selbst anrufen. Ich würde sagen, bei den Zahlen, die wir haben, sind es geschätzt un-

gefähr zwei Drittel nicht-professionelle Anrufer und ein Drittel professionelle Anrufer. Der 

Umstand, der zu einem Anruf bei uns führt, ist der, dass eine Person eine Wirkung erfahren 

hat, die sie selbst nicht erwartet hat. Das kann ich jetzt nur mutmaßen, das ist nicht Bestand-

teil unserer Fragen, aber man könnte annehmen, dass es vielleicht eine nicht erwartete Wir-

kung war. Es ist ja ein Narkosegas, das darf man nicht vergessen. Nicht umsonst gibt es einen 

ärztlichen Beruf, um Narkosen adäquat zu dosieren. Deswegen kann man sich das schon gut 

vorstellen, wenn man es einfach aus einem Ballon rückatmet – so wird es meistens konsu-

miert: Also man macht es in einen Ballon und so wie beim Atmen aus einer Tüte atmet man 

dieses Gas die ganze Zeit ein und aus. Dadurch atmet man es zunehmend ein, der Sauerstoff-

gehalt im Gehirn nimmt ab, und typischerweise verspürt man dann alle Effekte, die man ha-

ben möchte, wenn man niedrig dosierte Narkosegase einatmet. Wenn man Pech hat, wird es 

eben zu viel, und das ist unangenehm und kann auch Nebenwirkungen verursachen. Das ist 

ein Grund, uns anzurufen, oder man wird kurz bewusstlos und wird von einer anderen Person 

gefunden. Das ist der zweite Grund, weshalb wir angerufen werden. Das sind momentan die 

einzigen Anfragen, die wir haben. 

 

Es hört sich jetzt hier so an, als ob die Zusammenhänge zwischen Lachgas und den chroni-

schen Schäden allgemeines Wissen wären. Das ist es in vielen anderen Teilen der Welt, aber 

bei uns ist es ein neues Problem, das hier noch nicht fest verankert ist. Wenn Sie durch eine 

Klinik laufen und in Rettungsstellen oder in neurologischen Fachabteilungen die dort arbei-

tenden Ärztinnen und Ärzte fragen, ob es einen Zusammenhang zwischen Lachgas und neuro-

logischen Schäden gibt, dann wird sehr wahrscheinlich nicht jede Person, die Ihnen über den 

Weg läuft, darauf antworten: Ja, das ist mir bewusst, das kenne ich. – Ich selbst kenne es seit 

zwei Jahren von einem internationalen Fachkongress, und das auch nur, weil ich mich in dem 

gesamten Bereich der Toxikologie spezialisiert habe. Immer dann, wenn man bei neurologi-

schen Schäden nicht den Fokus auf die Differenzialdiagnose „Toxikologische Auswirkung“ 

hat, hat man ein ganz hohes Risiko, das zu verpassen, muss man ganz klar sagen – das nur als 

ganz kleine Randbemerkung dazu. 

 

Was haben die Niederlande gemacht? – Sie sind irgendwann dermaßen vom Straßenbild 

überholt worden – das ist dort wirklich ein Problem gewesen –, dass sie den Bezug für Privat-

personen mehr oder weniger so reguliert haben, dass es nur noch einen medizinischen und 

einen gastronomischen Zweck gibt. Wie das exakt umgesetzt wurde, weiß ich natürlich nicht, 

aber es gibt seit Januar 2023 eine Gesetzesvorlage, die entsprechend nur noch den Gebrauch 

im medizinischen Kontext oder im Kontext von gastronomischer Anwendung erlaubt. Dazu 

gibt es noch keine publizierten Daten mit großen Fallzahlen, aber die Kollegen aus den 

Poison Control Centers, also den Giftinformationszentren, haben schon gesagt, dass die An-

rufzahlen, die wahrscheinlich auch spiegelbildlich im Verhalten der Bevölkerung zu sehen 

sind, seitdem drastisch abgenommen haben. 
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Dann ging es noch um die Unterscheidung: Was kann bei einer Überdosierung passieren, also 

eher akut und eher chronisch? – Das ist ein ganz fließender Übergang. Es ist ja sehr schwer zu 

dosieren. Es ist keine fertige Gebrauchsmenge, bei der man sagen kann, eine kleine Kartusche 

führt zu diesen Beschwerden oder eine große Kartusche führt zu jenen Beschwerden, sondern 

man muss es tatsächlich nach Wirkung eindosieren. So ist es gedacht, denn es ist ja nie als 

Genussmittel oder Rauschmittel erfunden worden, es ist eigentlich ein Narkosegas. Was kann 

bei einer Überdosierung passieren? – Angefangen von den gewünschten Wirkungen über eine 

leichte, sage ich mal, Entrückung von der aktuellen Situation und die angenehmen Effekte 

einer schmerzstillenden Wirkung kann es bis hin zu einem beginnenden Bewusstseinsverlust 

gehen, was sich anfühlt, als ob man demnächst in Ohnmacht fällt. Das ist natürlich sehr 

schnell nicht mehr angenehm, und es verursacht parallel dazu vor allem auch eine Kreislauf-

wirkung. Das heißt, es kann Herzrasen und Blutdruckabfall auslösen. Das sind natürlich Din-

ge, die sehr fließend sind. Das Problem ist, zumindest soweit ich weiß, dass es keine Dosis 

gibt, von der man klar sagen kann: Wenn man diese Dosis eingenommen hat, dann ist es ab-

solut sicher zu konsumieren. Das ist sehr schwierig. Es ist einfach so: Bei einer geringeren 

Dosis ist das Risiko, Folgeschäden zu erleiden, erheblich geringer. Auch beim Einatmen einer 

Einmaldosis, die klein ist, werden sehr wahrscheinlich nicht so viele unerwünschte Neben-

wirkungen auftreten, aber es ist nicht risikofrei. Es gibt nicht die Menge, bei der man sagen 

kann: Wenn man das einnimmt, wird garantiert nichts passieren. – Das hat Ihre Fragen hof-

fentlich abgedeckt. – Dann übergebe ich gern einmal. 

 

Marc Pestotnik (Fachstelle für Suchtprävention): Vielen Dank für Ihre Fragen! – Ich versu-

che, sie möglichst sinnhaft gebündelt zu beantworten, weil es teilweise auch Überschneidun-

gen gab. Bitte fragen Sie einfach noch einmal nach, wenn ich irgendwas nicht beantwortet 

haben sollte. Zum Beispiel überschneiden sich die Fragen von Herrn Franco, Herrn Lederer 

und Frau Lüdke. Deshalb will ich damit beginnen: Was machen wir im Sinne der Prävention 

gegen Lachgaskonsum? – Das sind verschiedene Dinge. Wir haben vor allem einen Auftrag 

für universelle Prävention. Wir gehen an Schulen, das sind die direkten Kontakte mit Schüle-

rinnen und Schülern, und führen dort oder auch in der Jugendhilfe Präventionsveranstaltungen 

durch – nach modernen Richtlinien: also keine Abschreckung, sondern wir wollen Lebens-

kompetenzen und Risikokompetenzen stärken. Wir wollen über das Gefährdungspotenzial der 

Substanzen informieren und entsprechend Reflexion anstoßen. Das ist das eine, das wir aktiv 

in Schulen machen. 

 

Wir bereiten Infomaterial auf. Als wir gemerkt haben, das ist ein Trend, der sich etabliert, 

haben wir in der Infokartenserie unserer berlinweiten „Na klar“-Kampagne relativ schnell 

auch eine Infokarte zu Lachgas mit wesentlichen Aspekten zum risikohaften Gebrauch in 

Umlauf gebracht. Das ist mittlerweile auch von Bremen adaptiert worden. Das ist unser Prä-

ventionsmaterial. Ansonsten tauschen wir uns mit Multiplikatoren und Fachkräften aus. Ein 

wesentlicher Anteil unserer Arbeit ist auch die Fachkräftefortbildung. Das Thema kommt bei 

Lehrerinnen und Lehrern, in der Schulsozialarbeit, Menschen aus der Jugendhilfe und so wei-

ter immer wieder auf – neben anderen. Es ist ja kein isoliertes Thema, es geht um Konsum 

insgesamt, und das ist eben eines, das jetzt mehr Priorität bekommen hat. Wir sind in der Öf-

fentlichkeitsarbeit recht aktiv. Wir haben in den letzten zwei Jahren sehr viele Medienanfra-

gen zum Thema Lachgas gehabt – ob Zeitung, Radio, Podcast, Fernsehen oder Ähnliches. 

Wir schauen, dass wir das nach Kapazitäten auch bedienen können, weil uns bewusst ist, dass 

es ein Mittel ist, um Menschen zu erreichen. Des Weiteren besprechen wir es in unseren 
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Netzwerken, um zu sehen: Wie sind die Entwicklungen, und was kann man perspektivisch 

auch konzertiert machen? 

 

Wie wir das umsetzen, habe ich angedeutet: Für uns ist es ein wichtiger Ansatz, systemisch zu 

arbeiten. Das heißt, dass es nicht nur damit getan ist, mit Schülerinnen und Schülern in Kon-

takt zu treten, dort Informationen abzuladen und zu denken, das wird schon irgendwie wirken 

– im Übrigen sind die Evaluationen gut, die wir von den Schülerinnen und Schülern zu den 

Seminaren bekommen –, sondern dass es am besten ist, wenn das System Schule sensibilisiert 

wird. Dazu gehören nicht nur die Schülerinnen und Schüler, sondern dazu gehören die Ange-

stellten, die Lehrerinnen und Lehrer, die Schulsozialarbeit, die Hausspitze, aber auch die El-

tern. Wir arbeiten also im Sinne moderner Prävention und schauen, dass wir das System so 

erreichen – zu all den verschiedenen Themen, zu denen wir arbeiten, denn Lachgas ist eines 

unter vielen. Gerade mit der regulierten Abgabe von Cannabis ist die Arbeit diesbezüglich 

auch mehr geworden. Die Anfragen werden mehr, und die Themenlast diesbezüglich wird 

mehr, und dementsprechend müssen wir sehen, wie wir das im Rahmen unserer Finanzierung 

leisten können. Ich denke, dass wir kontextbezogen auch schon sehr gute Arbeit zum Thema 

Lachgas leisten. 

 

Das bringt mich noch einmal zu der Strategie: Wie könnte man das weiterdenken, also dass 

man strukturell etwas schafft, das nachhaltig wirken kann und vielleicht nicht nur auf Lachgas 

bezogen wirkt, sondern eben auch für andere Substanzen? Das sind die Ansätze moderner 

universeller Prävention, nach denen wir auch arbeiten. Nur: Es muss umsetzbar bleiben, also 

wir brauchen die Kapazitäten, das zu machen. Es gibt viele bewährte, evaluierte, gut funktio-

nierende Suchtpräventionsprogramme – nur braucht es eben Menschen, die das umsetzen 

können, und diese Menschen müssen bezahlt werden und so weiter. Des Weiteren würde es 

sicherlich helfen, wenn im Rahmenlehrplan der Schulen in Berlin Suchtprävention regelhaft 

verankert würde, damit nicht vom Zufall bestimmt ist, ob ein Jugendlicher oder eine Jugend-

liche während der Schulzeit mit Suchtprävention in Kontakt gekommen ist. Das ist ein we-

sentlicher Aspekt, und eine Diskussion geht dann auch über den Rahmen hier hinaus. Außer-

dem muss es wiederholt stattfinden. Wir wissen, dass nicht nur eine Veranstaltung wirkt – 

deswegen auch dieser systemische Ansatz –, sondern es braucht mehrere Impulse, und dafür 

muss es den Rahmen geben: Es kann also sein, dass Leute wie wir von extern kommen und 

Workshops anbieten. Das muss aber auch irgendwie innerhalb der Schule und des schulischen 

Alltags verknüpft werden, sodass es eine Wiedererkennung gibt, es noch einmal aufkommt 

und so eine Erinnerung und auch eine Umsetzung dieser Erinnerung in Gang gesetzt werden. 
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Dann gab es die Frage zu der Aufnahme in das NpSG, also inwiefern wir uns dafür ausspre-

chen würden oder nicht. Das ist knifflig. Wir wissen, dass es dadurch ein anderes Verbot gä-

be, als wenn die Rahmenbedingungen, die Regulierung noch einmal angefasst würden. Ich 

kann jetzt auch nicht abschließend beurteilen, was der bessere Weg wäre. Wir wissen, dass 

die Substanzen im Moment frei auf dem Markt verfügbar sind. Wenn wir eine Liberalisierung 

von Drogen oder einen anderen Umgang damit generell als Vision sehen, haben wir einige 

Substanzen, mit denen wir noch eine abnormale Normalität leben, zum Beispiel Alkohol. Das 

sind Sachen, an die man noch direkter rangehen kann. Deswegen sollte man auf jeden Fall 

eine Art von Regulation und einen Rahmen schaffen, der Jugendliche davor schützt, so leicht 

konsumieren zu können, weil es einfach ein heftiger, kurzer Rausch ist, der nachhaltige Schä-

den provozieren kann – und das neben anderen Substanzen, die in der Regel dabei konsumiert 

werden. Das wäre mein Gefühl dazu. 

 

Was die Landesrechtsverordnung angeht und inwiefern wir schon Kontakt und Austausch mit 

der Senatsverwaltung hatten: Wir haben durchaus Kontakt zum Thema Lachgas gehabt, aber 

nicht konkret dazu, wie so etwas aussehen könnte. Diese Rechtsverordnung aus Hamburg ist 

auch relativ aktuell, sie ist zum 1. Januar dieses Jahres in Kraft getreten. Ich denke, dass sich 

daran Gespräche anschließen können. Ich weiß nicht, was im Rahmen dieses Gremiums hier 

weiter diskutiert wird. 

 

Dann kam die Frage nach dem Trend, also inwiefern ist das vielleicht ein Trend, der sich jetzt 

auftut, über ein paar Jahre andauert und dann auch wieder abflacht? – Bei Lachgas wissen 

wir, dass es über Jahrzehnte – und ich glaube, es gibt dokumentierten Lachgaskonsum bis ins 

18. oder 19. Jahrhundert auf Jahrmärkten und Ähnlichem – immer wieder undulierend An-

stiege gab und diese wieder abfielen. Man könnte jetzt denken: Okay, das nimmt schon wie-

der ab, aber wenn wir uns solche Bilder wie mit der Amnesia Whip anschauen, die im Späti in 

rauen Mengen verkauft wird, und wenn wir das Ganze unter dem Einfluss digitaler Medien 

bewerten, also wie massiv und kraftvoll diese Medien das Konsumverhalten steuern, dann 

sollten wir uns Gedanken machen – gerade, was Jugendliche angeht. Da haben wir Instrumen-

te, von denen wir wissen, dass sie funktionieren, und das kann eben ein rechtlicher Rahmen 

sein, der Jugendliche schützt. Dann war noch abschließend die Frage, ob es andere Substan-

zen gäbe, die jetzt vielleicht auch anstehen könnten. Es gibt immer Dinge, von denen man 

hört: Von Kratom hat man zum Beispiel häufiger gehört, oder auch von anderen Substanzen. 

Ob es jetzt ein generelles Problem ist, dass neue psychoaktive Stoffe aufkommen? – Ja, es ist 

generell seit vielen Jahren so, da muss man immer hinterher sein, und da sind die Hersteller 

auch kreativ. Wir wissen auch, dass wir beim Medikamentenkonsum von jungen Menschen 

hinschauen müssen, ganz klar, was Benzodiazepine und Opioide angeht, aber auch andere 

Substanzen. Das ist grundsätzlich ein gesellschaftliches Thema. Ansonsten wüsste ich jetzt 

aber keine anderen Stoffe zu nennen, die ein besonderes Augenmerk bräuchten. Es gab noch 

eine Frage zur Produktion, also wo das herkommt. – Haben Sie das eingangs erwähnt? 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Wollen Sie noch etwas zur Produktion sagen? 

 

Dr. David Steindl (Giftnotruf der Charité): Nur im Anschluss daran: Ich habe ganz kurz am 

Anfang gezeigt, dass es eigentlich ein technisches Gas ist. Das heißt, man kann es ganz regu-

lär kaufen, und je nachdem, in welchem dann gedachten Zweck es weiterverwendet werden 

soll, muss man sich an entsprechende Regularien halten, also wie es dann von den Gebinde-

größen und den Kennzeichnungen weiterverwendet wird. Wie es exakt für die ganzen Anbie-
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ter hergestellt wird, die auf dem Foto zu sehen sind, das weiß ich natürlich auch nicht, aber 

wenn Sie es in Google eingeben, finden Sie ganz viele Firmen in China, die Ihnen das in die-

sen gezeigten Containergebinden einfach verkaufen. Man braucht einfach nur entsprechende 

Armaturen, mit denen man Gas umfüllen kann, und entsprechende druckdichte Behälter, aber 

es muss nicht spezifisch produziert werden. Das Lachgas, das dort drin ist, ist tatsächlich sehr 

wahrscheinlich genau das Lachgas, das man auch technisch gesehen für chemische Grundpro-

zesse nutzen könnte. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Danke schön! – Jetzt wäre eigentlich der Senat dran, aber Frau Atli 

hat sich noch einmal gemeldet. – Ich würde sie jetzt drannehmen, damit dann der Senat rea-

gieren kann. 

 

Sebahat Atli (SPD): Vielen Dank! – Ich habe noch eine Nachfrage an Herrn Pestotnik. Sie 

gehen an Schulen, haben Sie gesagt, das finde ich sehr gut. Wie groß ist Ihr Team, und gibt es 

außer Ihrer Einrichtung noch andere, die auch auf der Ebene gesellschaftspolitisch aktiv sind 

und wertvolle Arbeit leisten? Eine weitere Frage wäre: Wie groß ist die Teilnahme an den 

Seminaren an Schulen? Wie viele Schulen haben Sie bisher besuchen können, und ist da nicht 

noch Raum für viel mehr – in Anbetracht dessen, dass wir sehr viele Schulen haben und nicht 

nur ein paar? Ist das mit den Schulen eng abgestimmt, dass Sie regelmäßig hingehen, oder nur 

bei Bedarf, wenn es zum Beispiel Seminarwochen gibt oder besondere Tage, an denen Sie 

dann an den Schulen sind? Können Sie uns da vielleicht noch einen Einblick geben? 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Danke schön! – Dann können Sie kurz antworten. 

 

Marc Pestotnik (Fachstelle für Suchtprävention): Ich versuche das kurz zu erklären. Danke 

für die Frage und das Interesse! Unser Team der Fachstelle umfasst gerade etwa 23 bis 

24 Personen, die aber nicht alle an Schulen unterwegs sind. Wir haben auch einen Auftrag für 

Schulen, und einige Kolleginnen und Kollegen sind dort regelmäßig unterwegs, also mehr-

fach die Woche. Das sind in der Regel Halbtagesworkshops. Die Klassen werden geteilt, so-

dass die Gruppen etwas kleiner sind. Es wird aber angebahnt durch die Lehrerinnen und Leh-

rer, und es wird vorbesprochen. Die Teilnahme ist gut, also die Schülerinnen und Schüler sind 

da und bleiben nicht fern. Natürlich gibt es Leute, die es vielleicht besonders gebrauchen 

können, und wenn sie wissen, das ist ein Suchtpräventionsworkshop, dann kommen sie viel-

leicht nicht so gern. Die Widerstände gibt es einfach auch. Gleichzeitig findet es statt. Dar-

über hinaus gibt es Angebote in Berlin, die allerding kostenpflichtig sind, beziehungsweise 

müssen wir wirklich darauf schauen, wer die Angebote dann durchführt. Sind diejenigen qua-

lifizierte Suchtpräventionsfachkräfte, die diese Schulungen beziehungsweise Workshops nach 

Qualitätsstandards der Suchtprävention und nach modernen Prinzipien durchführen können 

und eben nicht auf Abschreckung oder Ähnliches setzen? Auf die Qualität zu schauen, ist 

noch einmal ein wichtiger Aspekt. Wir wissen, es braucht einfach mehr dieser Angebote. Es 

gibt über 900 Schulen in Berlin und davon auch viele Grundschulen. Wir haben auch ein Pro-

gramm zur Suchtprävention an Grundschulen, das „1000 Schätze“-Programm zum Beispiel, 

bei dem es um die Förderung von Lebenskompetenzen geht. 

 

Ein wesentlicher Aspekt unserer Arbeit ist eben die Sensibilisierung und Schulung von Multi-

plikatorinnen und Multiplikatoren. Wir haben verschiedene Suchtpräventionskonzepte, die 

wir an Kontaktlehrerinnen und -lehrer, an die schulische Prävention weitergeben, zum Bei-

spiel den Präventionsparcours Cannabis, den KlarSicht-Parcours zum Thema Alkohol und 
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Nikotin, Weiterbildung zu digitalen Medien und so weiter, sodass Lehrerinnen und Lehrer 

oder Schulsozialarbeiterinnen und -arbeiter das entsprechend umsetzen können – im Rahmen 

ihrer Kapazitäten, die ja durchaus gering sind: Ich glaube, wenn eine Kontaktlehrerin für 

schulische Prävention dieses Ehrenamt, sage ich mal, annimmt, denn das macht sie ja zusätz-

lich, bekommt sie eine Stunde pro Woche freigestellt – für vier oder fünf Präventionsberei-

che. Auch das kann man strukturell noch angehen. 

 

Was die Regelhaftigkeit angeht: Ich habe jetzt nicht die ganzen Zahlen im Kopf, da bitte ich 

um Verständnis, weil ich diese Sachen nicht koordiniere. Wir schauen aber schon, dass mög-

lichst viele verschiedene Schulen davon profitieren können, also dass wir nicht nur an einige 

wenige Schulen gehen und diese immer wieder besuchen. Wir schauen außerdem, wie gesagt, 

dass wir die Schulen systematisch, also im System, erreichen, um möglichst nachhaltig Im-

pulse zu geben. Ein wesentlicher Aspekt unserer Arbeit ist auch soziallagenbezogene Sucht-

prävention. Deshalb schauen wir auch: Wo ist es gerade besonders wichtig, dass wir da sind? 

Das ist ein steter Prozess, und wir bekommen sehr viele Anfragen. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Dann kommen wir jetzt zum Senat. – Frau Haußdörfer! 

 

Staatssekretärin Ellen Haußdörfer (SenWGP): Vielen herzlichen Dank für die Anhörung! 

Das trifft sich sehr gut, weil natürlich auch – –  Wollte Frau Pieroth noch etwas sagen? 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Wir haben eigentlich nur noch fünf Minuten, aber wenn Sie eine 

kurze Anmerkung an den Senat haben, dann bitte! 

 

Catherina Pieroth-Manelli (GRÜNE): Ich komme in einer Minute hin. Mir ist gerade durch 

den Kopf gegangen, dass Sie als Fachstelle ja auch aus dem Aktionsprogramm Gesundheit 

finanziert werden, und würde Ihnen einfach den Tipp geben, dass diese wichtigen Beratungs-

aufgaben im nächsten Doppelhaushalt gut verankert werden. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Dann hat jetzt Frau Haußdörfer die Gelegenheit, auf die Fragen zu 

antworten! 

 

Staatssekretärin Ellen Haußdörfer (SenWGP): Vielen Dank! – Das trifft sich ja gut, und 

wir werden auch nicht das letzte Mal darüber sprechen. Im Übrigen sind die Projekte der 

Drogen- und Suchthilfe sowohl im Rahmen der Zuwendung als auch im IGPP finanziert, und 

die Fachstelle ist ein wichtiger Akteur in diesem Bereich. Dementsprechend ist es uns auch 

wichtig, dass wir in diesen Bereichen grundsätzlich gut aufgestellt sind, weil es sich gezeigt 

hat, dass gerade neue Stoffe durchaus relevant werden, zum Beispiel synthetische Opioide 

oder auch Lachgas. Dementsprechend müssen auch neue Ansätze sowohl in der Prävention 

als auch in der Stoffanalytik gefunden werden, und wir wollen sie auch zusammen finden. Im 

größeren Rahmen geht es dann darum, dass wir mit der Landesstrategie Sucht die Schwer-

punkte Suchthilfe, Suchtprävention, Suchtselbsthilfe, aber auch die entsprechende Steuerung 

darstellen, und auch Zeit- und Maßnahmenpläne erstellen, Ziele priorisieren und Maßnahmen 

zuordnen. Dazu gehört natürlich insbesondere sowohl die Prävention als auch die Darstellung. 

Dazu gehört die Schaffung von integrierten Beratungsstellen, aber auch niedrigschwelligen 

Zugangswegen inklusive digitalen Beratungsangeboten. Das ist in diesen Bereichen durchaus 

wichtig. 
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Heute haben wir auch jüngere Zuhörerinnen und Zuhörer im Ausschuss. Das, was wir hier 

gerade besprechen, ist wahrscheinlich total unsexy und auch wenig greifbar. Das muss natür-

lich in den schulischen Kontext, aber übrigens auch in den Kontext der Jugendfreizeitangebo-

te übersetzt werden, weil wir gerade dort die Jugendlichen erreichen können. Deshalb ist es so 

wichtig, dass es weiterhin einen Runden Tisch mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 

und Familie im Bereich der Drogen- und Suchthilfe gibt, um diesen schulischen Kontext – 

nicht explizit den Zugang, aber zumindest das Abholen – an diesen Stellen zu thematisieren. 

Wir haben schon die Rückmeldung, sowohl aus dem Berliner Suchthilfesystem als auch aus 

dem Aufkommen von leeren Lachgaskartuschen bei der BSR, dass der Konsum in Berlin sehr 

stark gestiegen ist, insbesondere durch Jugendliche. Ich glaube, da braucht man in der Tat nur 

rauszugehen. Die Vorsitzende und ich haben gerade festgestellt, dass unsere elf- und zwölf-

jährigen Jungen natürlich auch eine Zielgruppe sind. Wie kann man da eigentlich Prävention 

betreiben, und wie kann man auch die Informationen diesbezüglich streuen? 

 

Dementsprechend hat auch die Bundesebene schon frühzeitig geprüft, welche rechtlichen 

Rahmenbedingungen zu schaffen sind, um den Verkauf von Lachgas insbesondere an Kinder 

und Jugendliche soweit einzuschränken, dass der Missbrauch verhindert wird. Wir haben ja 

vorhin schon das Thema gehabt, dass durch die Neuwahlen weitere Diskussionen der gesetz-

lichen Änderung oder Rahmensetzung zumindest erst einmal verschoben worden sind. Es 

wurde hier insbesondere auch die Aufnahme von Distickstoffmonoxid in die Anlage des 

NpSG – Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes – angesprochen. Das Plenum hat diese Frage 

auch schon einmal eruiert. Da ging es aber allein um die Wiederverwertung beziehungsweise 

die sachgerechte Entsorgung dieser Kartuschen, weil die BSR bei der Reinigung der Parkan-

lagen oder freien Flächen vor große Schwierigkeiten gestellt wird, weil sie auch einfach ex-

plodieren können, wenn sie nicht sachgerecht entleert worden sind, und man sich natürlich 

schon fragen kann, wie man damit umgeht. 

 

Wir haben uns die Hamburger Verordnung sehr genau angesehen. Wir sind ja mit Hamburg 

und Bremen in einem Stadtstaatenaustausch, bei dem der Punkt Drogen- und Suchthilfe ein 

regelmäßiger Bestandteil ist. Wir haben uns auch die Verordnung angesehen: Dort ist eine 

Änderung des ASOG, also des Hamburger ASOG, für zwei Jahre befristet eingestellt. Das ist 

das Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung: So heißt das in Hamburg, 

um genau zu sein, und das ist quasi das Äquivalent dazu. Es handelt sich um ein Verkaufsver-

bot in Verkaufsstellen. Die Verkaufsstellen sollen sicherstellen, dass an Minderjährige nicht 

verkauft wird. Es wird mit einer Ordnungswidrigkeit von bis zu 5 000 Euro geahndet. Des-

halb haben wir uns das schon einmal angesehen, weil wir hier auch den Diskurs im gesamten 

Senat führen müssen. Es ist ja nicht nur eine Sache von Justiz oder Verbraucherschutz, son-

dern es hat natürlich auch etwas mit Wirtschaft zu tun, da sich die Frage stellt, wie beispiels-

weise Aufklärungskampagnen finanziert und formuliert werden, um einfach diesen wilden 

Verkauf anzugehen – und den kann man ja durchaus feststellen, er ist nicht nur in den Innen-

stadtbezirken, sondern quasi in der gesamten Stadt zu sehen. Dementsprechend haben wir uns 

das angesehen, stellen aber auch fest, dass allein eine Hamburger Regulierung oder eine Ber-

liner Regulierung nicht verhindern wird, dass beispielsweise in Brandenburg bestellt werden 

kann, oder nicht dazu führen wird, dass der Verkauf an andere unterbunden wird. Insbesonde-

re das Thema Internetverkäufe ist eines, das wir noch näher beleuchten müssen. 

 

Zum Thema digitale Medien: In den sozialen Medien ist es ja auch ein Trend. Man nimmt 

nicht zurückgesendete, neu verpackte Umverpackungen, die man in Supermärkten erwerben 
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kann. So ist das mal zu mir gekommen. Das ist diese eigene anekdotische Evidenz. Daran 

sieht man auch, dass diese Trends, die nicht nur in den sozialen Medien, dort aber eine sehr 

zentrale Rolle spielen, durchaus weitere Regulierungsbedarfe nach sich zögen. Die Diskussi-

on dazu ist noch nicht abgeschlossen, aber wir müssen natürlich schon sicherstellen, dass so-

wohl Käufe in benachbarten Bundesländern als auch diese Internetverkäufe unterbunden wer-

den. Deshalb brauchen wir auf jeden Fall auch eine bundesgesetzliche Regelung dazu und 

nicht nur den Vorstoß von Ländern – so wichtig er ist, und so sehr wir ihn in die Prüfung ein-

beziehen. Deshalb sind eben auch Schulen, Jugendzentren und die sozialen Medien wichtige 

Kanäle, um über die Gefahren des Lachgaskonsums aufzuklären. Darum sind auch Informati-

onen für Eltern und Lehrkräfte besonders wichtig, um Warnsignale frühzeitig zu erkennen 

und Unterstützung anzubieten, denn das gehört auch zum präventiven System dazu – genauso, 

wie niedrigschwellige Beratungsangebote auszubauen. Auch junge Menschen, die diese Stof-

fe schon konsumieren, müssen Zugang zum Hilfesystem erhalten, ohne dass hohe Hürden 

bestehen. Das kann durch spezialisierte Beratungsstellen und Beratungsangebote erfolgen, 

aber vor allem auch über mobile Angebote. Deshalb ist der Austausch mit der Senatsverwal-

tung für Bildung, Jugend und Familie so wichtig, um Ansatzstellen zu finden, wie wir hier für 

mehr Sensibilisierung und Prävention sorgen können. Es gibt derzeit noch keine belastbaren 

Zahlen zum Konsum von Lachgas in Berlin. Deshalb ist es unserer Meinung nach auch so 

wichtig, dass es ein Monitoring-System gibt, um den Konsum, aber auch die gesundheitlichen 

Folgen von Lachgas in der Bevölkerung besser zu erfassen und aufgrund dieser Basis von 

Daten dann entsprechend zielgenau Angebote zu schaffen und darzustellen. Deshalb geht es 

bei der Verhaltensprävention auch darum, die eigenen Verantwortlichkeiten, die Selbstwahr-

nehmung und die Eigenständigkeit zu stärken und das dann in die Ausführung zu bringen. 

 

Das ist, wie gesagt, momentan der Stand der Dinge. Neben dem Runden Tisch, der sowieso 

schon auf Arbeitsebene mit SenBJF existiert, werden wir das Thema aber auch am Runden 

Tisch für Kinder- und Jugendgesundheit mit darstellen, weil uns natürlich auch Rückfragen 

erreichen, sodass wir das Thema an den Ankerstellen, an denen wir uns befinden, auch dar-

stellen können. Ich darf noch eine persönliche Anekdote ergänzen: Ich bin ja selbst Lehrerin, 

und das eine ist das, was im Rahmenlehrplan aufgenommen wird. Das Zweite ist aber – unab-

hängig davon, dass man einzelne Seminare veranstaltet oder Multiplikatorinnen und Multipli-

katoren ausbildet, was eine sehr wichtige Funktion ist –, jeden Tag für diese Sensibilisierung 

zu sorgen und vor allem auch die Niedrigschwelligkeit zu gewährleisten. Der Rahmenlehrplan 

ist der große Rahmen, das Ziel des Ganzen, und natürlich steht darin auch der Umgang mit 

Drogen beziehungsweise die Sensibilisierung, aber die Frage, wie etwas vermittelt wird und 

mit welchen Methoden, und wie stark man hier den alltäglichen Bezug herstellt, ist ein Grund, 

warum wir auch die Mitwirkung der Lehrkräfte und die Sensibilisierung der Eltern brauchen. 

Das ist momentan unser Stand zum Thema Lachgas. 

 

Vorsitzende Silke Gebel: Vielen Dank an den Senat für die Beantwortung der Fragen! Vie-

len Dank auch an die Anzuhörenden! Wir sind jetzt fertig mit der Anhörung. Das heißt aber 

nicht, dass das Thema damit komplett von der Agenda ist. Wir werden die Besprechung jetzt 

vertagen, und wenn das Wortprotokoll vorliegt, werden wir das als Ausschuss noch einmal 

aufsetzen und auswerten. Wer weiß, was bis dahin passiert ist, also im Sinne von: Wir werden 

als Ausschuss an dem Thema dranbleiben – Sie sicherlich auch. Vielen Dank, dass Sie an 

dem Thema arbeiten, und dass Sie heute hergekommen sind, um zu berichten, wie der neueste 

Stand der Erkenntnisse ist. Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Montag und eine schöne 

Woche. 
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Punkt 5 der Tagesordnung 

  Verschiedenes  

Siehe Beschlussprotokoll. 


